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Sehr geehrte Damen und Herren,
seit Jahren wird in Deutschland kontrovers
über Babyklappe und „Anonyme Geburt“
diskutiert. Trotz der ungeklärten Rechtslage
gibt es bundesweit rund 80 Babyklappen,
etwa 130 Kliniken bieten sogenannte „Ano-
nyme Geburten“ an. In Bayern hat sich seit
1999 bei den staatlich anerkannten Schwan-
gerenberatungsstellen von Donum Vitae
das Moses-Projekt etabliert. Es wendet sich
an schwangere Frauen, die sich in einer
extrem belasteten, subjektiv ausweglos
erscheinenden Situation befinden. Diese
Frauen sollen möglich frühzeitig erreicht
werden, um ihnen durch qualifizierte Bera-
tung Perspektiven für ihr Leben und das
ihres Kindes zu vermitteln. Durch diese
Unterstützung sollen Verzweiflungstaten
wie die Aussetzung oder gar die Tötung des
Kindes verhindert werden.
Verlässliches Zahlenmaterial zur Inanspruch-
 nahme der unterschiedlichen Hilfeangebote
gibt es nicht. Aber auch inhaltlich sind bis-
lang viele Fragen offen, deren Beantwor-
tung als Basis für eine gesetzliche Regelung
der „Anonymen Geburt“ in Deutschland
erforderlich wäre: Welche Frauen können
durch solche Hilfsangebote überhaupt
erreicht werden? Warum reichen die vor-
handenen Hilfeangebote wie Schwangeren-
beratung und Adoption offenbar nicht aus?
Wie muss ein Angebot ausgestaltet sein,
um Frauen in diesen besonderen Ausnah-
mesituationen bestmöglich helfen zu kön-
nen? Dieser Mangel an Basisinformationen
war für das Bayerische Familienministerium
Anlass, eine Machbarkeitsstudie beim
Staatsinstitut für Familienforschung an der
Universität Bamberg in Auftrag zu geben.
Die Studie soll grundlegende Erkenntnisse
über die vorhandenen Angebote in
Deutschland, insbesondere Bayern, und
über die Erfahrungen in den Nachbarlän-
dern Österreich und Frankreich bringen
sowie die bisherigen Ergebnisse des
Moses-Projektes dokumentieren und aus-
werten.
Die vorliegende Machbarkeitsstudie ist nur
ein erster kleiner Schritt, um dieses schwie-
rige Feld weiter zu beleuchten. Auch reichen
die wenigen untersuchten Fälle keineswegs
aus, um eine valide Beurteilung der Pro-
blemanzeige zu ermöglichen. Doch stellt
diese Studie eine Basis für eine weiterfüh-
rende wissenschaftliche Untersuchung dar,
die sich zum Ziel setzt, bundesweit neue
Erkenntnisse zu erbringen, welche dann die
Basis bilden können für eine ausgewogene
gesetzliche Regelung, die auch dem Recht
des Kindes auf Kenntnis seiner Abstam-
mung Rechnung trägt.
Die Studie zeigt unter anderem, dass die
gesellschaftliche Einstellung gegenüber
einer Mutter, die ihr Kind zur Adoption frei-
gibt, oftmals ein wichtiger Beweggrund für
den Wunsch nach Anonymität ist. Denn die
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Angst vor Stigmatisierung als Mutter, die
ihr Kind weggibt, wird von den Betroffenen
immer wieder angeführt. Solange die Abga-
be eines Kindes gleichsam gesellschaftlich
geächtet wird, werden Frauen in die Anony-
mität gedrängt. Doch müssten gerade einer
Frau, die die Kraft findet, ihr Kind auszutra-
gen und ihm damit ein Leben ermöglicht in
einer Familie, die sich ein Kind wünscht,
Achtung und Respekt entgegengebracht
werden. Wenn es gelänge, in diesem Punkt
eine Veränderung im gesellschaftlichen








Die „Anonyme Geburt“ ist ein Thema, zu
dem unterschiedliche Positionen und Hal-
tungen in Deutschland vorfindbar sind.
Dabei werden verschiedene Aspekte disku-
tiert, vor allem aber die rechtliche Situation,
in der sich die Rechte der Kinder auf Infor-
mation über ihre Abstammung und die
Bedürfnisse von schwangeren und gebä-
renden Frauen in Konfliktsituationen gegen-
überstehen. Es hand elt sich um schwierige
ethische und oftmals lebensentscheidende
Fragen. Dass vor diesem Hintergrund eine
wissenschaftliche Evaluation der heutigen
Praxis ge wünscht wird, ist positiv zu beur-
teilen. Doch stellt es die Forschenden
zugleich vor gravierende Schwierigkeiten.
Denn es werden in diesem Zusammenhang
sehr viele Fragen an uns herangetragen,
die vor allem zeigen, wie wenig über den
Themenbereich bekannt ist – das liegt
schon in der Natur der Anony mität. Um
besser darüber urteilen zu können, wie die
„Anonyme Geburt“ in Zukunft gestaltet wer-
den kann, wäre es erforderlich zu wissen:
• welche Frauen dieses Angebot wahrneh-
men (würden),
• ob diese Frauen auch ohne ein Zeugnis-
verweigerungsrecht seitens der Beraten-
den erreicht würden,
• ob und welches Angebot geeignet ist, die-
se Frauen in ihren besonderen Ausnah-
mesituationen zu unterstützen,
• ob die betreffenden Frauen zur Schwange-
renberatung gehen bzw. aus welchen
Gründen sie dies nicht tun,
• warum einige Mütter keinen Weg zum
bestehenden Hilfeangebot finden können,
• ob das Angebot der „Anonymen Geburt“
ein geeigneter Weg ist, um Aussetzung
und Tötung Neugeborener vorzubeugen
bzw. zu verhindern,
• wie das Angebot ausgestaltet werden
muss, um Frauen in besonderen Ausnah-
mesituationen bestmöglich zu helfen,
• welche rechtlichen und materiellen Hilfen
in diesem Kontext erforderlich sind,
• welche Gründe gegen den „normalen“
Weg der Adoption sprechen,
• welche Erfahrungen die bestehenden Pro-
jekte wie Moses, SterniPark usw. seit ihrer
Gründung gemacht haben,
• welche Erfahrungen betroffenes ärztliches
Personal, Beratungsstellen, Jugendämter
etc. mit der „Anonymen Geburt“ gemacht
haben,
• welche juristischen Verfahren bereits statt-
ge funden haben und mit welchem Aus-
gang,
• inwieweit die Ziele (gesundes Kind, ge -
sun de Mutter, idealerweise keine Adop-
tion) mit dem Angebot der „Anonymen
Geburt“ erreicht werden können,
• wie die Rechte des Vaters gewahrt werden
können,
• ob die Kostenübernahme ausreichend und
handhabbar regelbar ist.
Allerdings entziehen sich viele dieser As pek te
dem wissenschaftlichen Zugang: Mit Betrof-
fenen in Kontakt zu kommen, ist auf Grund
ihres Wunsches nach Anonymität schwer
möglich. Eine Einschätzung von nicht be trof-
 fenen Frauen trägt nicht, da sie rein hypo-
thetisch wäre. Möglich erscheint es dagegen,
die Meinung und Erfahrung von Fachleuten
abzubilden. Allerdings ist auch hier der Zu -
gang nicht leicht, denn es stellt sich die Fra-
ge, wer ausreichende Erfahrung mit diesen
Fällen hat und wie umfänglich diese spezifi-
schen Erfahrungen sein müssen, um valide
Einschätzungen zu erlangen. All diese Punk-
te sprechen dafür, dass eine fundierte wis-
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senschaftliche Evaluation, die sich auf viel-
fältige Methoden und Zugänge sowie auf
eine hinreichende Datenbasis gründet,
äußerst aufwändig erscheint. Vor dem Hin-
tergrund der spezifischen methodischen
und Zugangsprobleme wurde beschlossen,
im Rahmen einer kleinen Machbarkeitsstu-
die zum Moses-Projekt vorab zu versuchen,
verschiedene Fragen zu klären:
• Wie ist der aktuelle Informationsstand zur
Thematik – auch bundesweit und in euro-
päischen Nachbarländern?
• Wie arbeitet das bayerische Moses-Projekt
und welche Informationen können verfüg-
bar gemacht werden?
• Wie werden Konzept und Praxis seitens
der Beratungskräfte eingeschätzt?
• Wie groß ist das Fallaufkommen, das bis-
lang bearbeitet wurde?
• Welche Besonderheiten kennzeichnen 
diese Fälle?
• Welche Schwierigkeiten sind in der bishe-
rigen Praxis aufgetreten?
• Ist ein Zugang zu Betroffenen denkbar – 
z. B. durch Hinterlegung von Fragebögen
oder anonyme telefonische Interviews?
Mit dieser Machbarkeitsstudie wird demnach
auf der Basis vorhandener, insbesondere
durch die Fachkräfte dokumentierter In for-
mationen und einer Befragung der Moses-Mit-
arbeiterinnen eine erste Einschätzung des
Prozedere und der Bedeutung der Proble-
matik versucht. Weitere Ziele sind, eine
geeignete und einheitliche Dokumentations-
 weise zu entwickeln, welche für die projekt-
interne Auswertung nutzbar ist, sowie die
Möglichkeiten und Grenzen einer fundier-
ten Erforschung der Thematik aufzuzeigen.
Die konkreten Erfahrungen im bayerischen
Moses-Projekt sind nur ein Teil einer umfas-
senderen Gesamtthematik. Daher wird ein-
gangs der rechtliche Hintergrund, der die
Basis der aktuellen Debatte darstellt, kurz
erläutert und seine spezifische Problematik
dargelegt. Obgleich die „Anonyme Geburt“
sich von anderen Hilfestellungen – insbe-
sondere zur Babyklappe – abgrenzt, werden
anschließend die verschiedenen Konzepte
zur Unterstützung von Müttern bzw. Eltern
kurz vorgestellt, die ihr Kind nicht bei sich
behalten können oder wollen.
Schließlich wird versucht – soweit das ver-
fügbare Datenmaterial das erlaubt –, einen
Einblick in die Relevanz der Phänomene zu
geben, die in der Debatte um die „Anonyme
Geburt“ immer wieder angeführt werden.
Daher wird der Informationsstand zum Fall -
aufkommen bei Kindstötungen und Kindes-
aussetzungen und dessen Entwicklung in
den letzten Jahren recherchiert und über
Erfahrungen mit Moses-Fällen berichtet.
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1 Zu weiteren Auskunftsansprüchen vgl. Wolf, FPR 2001, 345 (346).
Die „Anonyme Geburt“ ist bisher in
Deutschland gesetzlich nicht vorgesehen
und rechtlich nicht zulässig. Grundsätzlich
können Frauen, die anonym entbinden,
sowie Personen, die sie dabei unterstützen,
juristisch belangt werden. Dies führt zu 
großer Unsicherheit unter den betroffenen
Frauen, un terstützendem ärztlichen Perso-
nal als auch Beratungsfachkräften der
Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen.
Die „Anonyme Geburt“ wirft Fragen in den
verschiedensten Rechtsgebieten auf. Da
eine ausführliche Vorstellung des gegen-
wärtigen Standes der juristischen Diskussion
den Rahmen einer Machbarkeitsstudie weit
übersteigt, konzentrieren wir uns im Fol-
genden auf zentrale Aspekte der Rechtspo-
sitionen des Kindes, der Mutter, des Vaters
und anderer Personen.
2.1 Rechtsposition des Kindes
Jedes Kind hat – neben dem Recht auf
Leben und körperliche Unversehrtheit 
(Art. 2 Abs. 2 GG) – ein Recht auf Kenntnis
seiner Abstammung. Dieses Recht wird aus
dem allgemeinen Freiheitsrecht des 
Art. 2 GG in Verbindung mit der in Art. 1 GG
geschützten Menschenwürde hergeleitet
(vgl. BVerfGE 79, 256). Dabei ist zu beach-
ten, dass weitere Rechte des Kindes, wie
Erziehungsanspruch, Umgangsrecht, Unter-
haltsanspruch und Erberwartung, nur bei
Kenntnis seiner Herkunft geltend gemacht
werden können (Wolf, 2001, 345ff.). Zur
Sicherung dieser verfassungsrechtlich
geschützten Rechte (s. Art. 6 und 14 GG)
gibt es u. a. verschiedene Auskunftsansprü-
che, melderechtliche Regelungen und Straf-
vorschriften:
• Geschützt wird das Identitätsrecht des Kin-
des auch durch Art. 7 Abs. 1, Art. 8 UNKin-
derrechtskonvention und die Europäische
Menschenrechtskonvention, die Ausnah-
men nur unter engen Voraussetzungen,
wie zum Schutz der Gesundheit und des
Lebens des Kindes, unter Wahrung des
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes zulassen
(Art. 6 UNKinderrechtskonvention, Art. 8
Abs. 1 EMRK).
• Anzeige- und Meldepflicht sind im Perso-
nenstandsgesetz (PStG) festgelegt, d.h. es
besteht eine Anzeigepflicht (§§16, 17, 18
PStG), der zufolge Anwesende bei einer
Geburt verpflichtet sind, diese binnen
einer Woche beim Standesamt anzuzei-
gen.
• Zur Sicherung seines Rechtes auf Wissen
um seine Herkunft kann ein Kind Auskunft
von allen nach den §§ 17, 18, 21 PStG Mit-
teilungspflichtigen verlangen1.
Potentielle Grenzen des Identitätsrechts
des Kindes
Unter engen Voraussetzungen sind aller-
dings Eingriffe in diese die Identität  
sichernden Rechte legitimiert. Dies ist dann
der Fall, wenn die Sicherung eines höheren
Rechtsgutes dies erfordert. In diesem Kon-
text argumentieren nun die Befürworter der
„Anonymen Geburt“, dass das Grundrecht
des Kindes auf Leben höher zu bewerten
sei als das Recht auf Kenntnis der Herkunft.
Schließlich könne nur ein lebendes Kind
dieses Recht überhaupt für sich beanspru-
chen. Zielsetzung der geforderten Ausnah-
men vom Persönlichkeitsrecht ist der
Schutz des (ungeborenen) Lebens. Konkret
soll in Fällen, in denen Frauen bereit sind,
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2. Rechtliche Rahmenbedingungen
ein Kind zur Welt zu bringen, ohne die Mut-
terschaft – und auch die Vaterschaft – ange-
ben zu müssen, diese Möglichkeit einge-
räumt werden. Dies ist derzeit nicht gegeben.
2.2 Rechtsposition der Eltern
Nach geltender Rechtslage müssen Eltern
eine Geburt innerhalb einer Woche anzei-
gen (§§ 16, 17 Abs. Nr. 5 PStG). Dies betrifft
in erster Linie die gebärende Frau, aber
auch den Vater, denn soweit er Mitinhaber
der elterlichen Sorge ist, ist auch er ver-
pflichtet, die Geburt anzuzeigen (§ 17 Abs. 1
Nr. 1 PStG). Bei Entbindung in einer Klinik
ist primär die Klinikleitung zur Anzeige ver-
pflichtet (§ 18 Abs. 1 PStG). Die Verheimli-
chung des Personenstandes eines Kindes
stellt eine Personenstandsfälschung gemäß
§ 169 Abs. 1 Var.3 StGB dar und kann mit
einer Freiheitsstrafe von bis zu 2 Jahren
oder einer Geldstrafe geahndet werden. Die
Mutter hat zudem gemäß § 68a BGB i.V.m.
§ 21 Abs. 1 Nr.1 BGB zur Person des Vaters
Angaben zu machen. Die Verletzung dieser
Pflicht ist mit einem Zwangsgeld bewehrt
(§§ 68, 69 PStG).
Neben diesen direkt mit dem Abstammungs recht
zusammenhängenden Verstößen sind noch
weitere rechtliche Konsequenzen aus der
„Anonymen Geburt“ denkbar:
• Eine anonym bleibende Mutter entzieht
sich ihrer gesetzlichen Unterhaltspflicht
aus § 1601 BGB und wäre damit auch
nach § 170 Abs. 1 StGB strafbar. Sie ver-
hindert zusätzlich, dass das Kind Unter-
haltsansprüche gegen den Vater oder
andere Verwandte geltend machen kann.
• Auch verletzt die Mutter die ihr obliegende
Fürsorge- und Erziehungspflicht nach 
§§ 1626 ff. BGB. Umstritten ist jedoch,
inwieweit auch eine Strafbarkeit nach 
§ 171 StGB wegen Verletzung der Fürsor-
ge- und Erziehungspflicht gegeben ist,
denn das Vorenthalten von Informationen,
die für die Identitätsbildung von Bedeu-
tung sind, kann die psychische Entwick-
lung des Kindes gefährden.
• Eine Mutter, die ihr Kind anonym weggibt,
nimmt dem Kind neben potentiellen Un ter-
haltsansprüchen auch die Erbenstellung.
• Weiterhin missachtet sie das Gebot der 
8-Wochen-Frist für eine frühestmögliche
Einwilligungserklärung in ein Adoptions-
verfahren (§ 1747 Abs. 2 S. 1 BGB) und sie
verzichtet zudem auf notarielle bzw. ge -
richtliche Belehrung (§ 1750 Abs. 1 BGB).
• Solange keine spezifische Regelung für
Fälle „Anonymer Geburten“ existiert, lau-
fen die betroffenen Frauen demnach Ge -
fahr, ordnungs- und strafrechtlich belangt
zu werden. Allerdings existieren bereits
Anonymitätsrechte, in deren Anwendung
bzw. Ausweitung Lösungsmöglichkeiten
für den Fall der „Anonymen Geburt“
gesehen werden.
2.3 Das Anonymitätsrecht der Frau
§ 6 Abs. 2 des Schwangerschaftskonfliktge-
setzes besagt: „Die Schwangere kann auf
Wunsch gegenüber der sie beratenden Per-
son anonym bleiben“. Diese Regelung soll
insbesondere dem Lebensschutz dienen,
solange die Frau sich nicht zu ihrem Kind
bekennen kann (§ 5 Abs. 1 SchKG). Schließ-
lich sollte dem Ziel des Lebensschutzes
alles andere untergeordnet werden (Bundes -
verfassungsgerichtsurteil, 1. Leitsatz 1993).
Im Rahmen des Schwangerschaftskonflikt-
gesetzes wird demnach den Frauen grund-
sätzlich die Möglichkeit einer anonymen
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Hilfe gegeben. Gemäß Art. 2 Abs. 1
BaySchwBerG haben Frauen und Männer
einen Rechtsanspruch auf anonyme Bera-
tung so oft und so lange, wie dies im Einzel-
 fall notwendig ist. Dies gilt für Schwanger-
schaftskonfliktberatungen. Inwieweit diese
Re gelung für den Fall der „Anonymen
Geburt“ nutz bar ist, wird heftig diskutiert.
2.4 Rechtsposition der Beratungskräfte
Dem Rechtsanspruch der schwangeren
Frauen steht aus der Perspektive der Bera-
tung ein Zeugnisverweigerungsrecht der
Beratungskräfte gegenüber, d.h. zur Ge -
währleistung der Anonymität der Schwan-
geren in der Konfliktberatung verfügen alle
Beraterinnen und Berater einer staatlich
anerkannten Schwangerschaftsberatungs-
stelle über ein Zeugnisverweigerungsrecht.
Sie brauchen somit keiner Behörde Auskunft
zu geben über die im Rahmen einer Kon-
fliktberatung anver trauten bzw. bekannt
gegebenen Umstände. Zudem sind inso-
weit alle Notizen und Dokumente über die
Beratung vor dem Zugriff von außen ge -
schützt. „Mitglieder oder Beauftragte einer
nach den §§ 6 und 8 des Schwangerschafts-
konfliktgesetzes anerkannten Beratungsstelle
für Schwangerschaftsfragen dürfen die Aus-
sage verweigern“ (§ 203, Abs. 1, 4a StGB, 
§ 53 Abs. 1 Nr. 3a StPO).
Als Geheimnisträger(inne)n steht dem Be -
ratungspersonal nicht nur dieses Recht zu,
es unterliegt darüber hinaus einer Schwei-
gepflicht, denn die Offenbarung von Infor-
mationen, die ihm im Rahmen der Bera-
tung bekannt werden, ist strafbar (§ 203
Abs. 1, 4a StGB; § 53 Abs. 1 Nr. 3a StPO).
Hieran knüpft die Frage nach der Reichwei-
te dieses Zeugnisverweigerungsrechts an:
Ob dies nicht auch über den Zeitraum der
Schwangerschaft hinaus in An spruch ge -
nommen werden könne, zumal die staatli-
chen Schwangerenberatungsstellen ihre
Klientinnen bis über die Geburt hinaus be -
 treuen. Dabei ist weiterhin zu bedenken,
dass ein Zeugnisverweigerungsrecht nur
den staatlich anerkannten Beratungsstellen
zusteht, andere Einrichtungen können sich
nicht darauf berufen.
Da vor diesem Hintergrund im Falle einer
„Anonymen Geburt“ auch gegenüber den
Beratungsfachkräften ein Anfangsverdacht
hinsichtlich einiger Straftatbestände (s. o.)
bestehen kann, wird im Folgenden auf die
wichtigsten Aspekte kurz eingegangen:
• Die Beratung oder auch die Entgegennah-
me des Kindes können strafbare Unter-
stützungshandlungen zur Unterhaltspflicht-
verletzung der Mutter (§§ 170 Abs.1 Var. 2,
27 StGB) darstellen. Tatsächlich jedoch
dürften in der konkreten Situation bei den
Beratungskräften regelmäßig die subjekti-
ven Tatbestandsvoraussetzungen fehlen
bzw. Notstandshilfe vorliegen – und zwar
hinsichtlich aller in Betracht kommender
strafrechtlicher Tatbestände (Neuheuser,
2001, 175, 177). Zwar be steht bei der
„Anonymen Geburt“ nach der Entbindung
in einer Klinik keine unmittelbare Notlage
für das Kind mehr (Wolf, 2001, 352), wes-
halb eine Notstandshilfe ausscheidet, doch
wird die Beratung meist davon ausgehen,
dass mangels Leistungsfähigkeit der Mut-
ter keine Verpflichtung zur Unterhaltszah-
lung besteht. Den Beratungskräften fehlt
zu dem insoweit der Vorsatz bzgl. der
Haupttat; d.h. soweit wäre ihr Vorgehen
nach §§ 170 Abs. 1 Var. 2, 27 StGB strafbar.
• Hinsichtlich einer Beihilfe zur Verletzung
der Fürsorge- oder Erziehungspflicht durch
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die Mutter (§§ 171, 27 StGB) handelt die
Beratungskraft nicht vorsätzlich, da sie die
konkrete Gefährdung des Kindes – hier für
seine psychische Entwicklung infolge Un -
kenntnis seiner Herkunft – nicht billigt, son -
dern gerade versucht, den Namen der
Mut ter, jedenfalls aber die Umstände der
Abgabe aufzubewahren (vgl. DONUM
VITAE Bayern). Im Hinblick auf eine Beihil-
fe zur Personenstandsfälschung (§§ 169
Abs. 1 Var. 3, 13, 27 StGB) liegt kein An -
fangsverdacht vor, wenn/weil keine Unter-
stützungshandlung bzw. Billigung der
Nichtanzeige feststellbar ist (vgl. Neuheu-
ser, 2001, 175, 177).
2.5 Veränderungsbestrebungen
Die aktuelle Situation und auch der Lö sungs-
versuch im untersuchten Modellprojekt 
(s. u.) scheinen unbefriedigend, da sie mit
Unsicherheit verbunden sind, denn letztlich
kann bei einer „Anonymen Geburt“ einer
bestehenden gesetzlichen Verpflichtung
nicht entsprochen werden. Zwar kommt es
im Falle einer Strafanzeige gegen Mütter
oder Einrichtungen, die eine „Anonyme
Geburt“ durchführen, in Bayern in der
Regel zur Einstellung des Verfahrens (nach
§ 170 Abs. 2 bzw. § 153 StPO). Die Hilfsbe-
reitschaft gegenüber Frauen in schwierigen
Notlagen jedoch scheint beeinträchtigt,
wenn diese Hilfestellung seitens der Bera-
tungseinrichtungen nur unter dem Risiko der
eigenen Strafbarkeit gegeben werden kann.
Vor diesem Hintergrund wurden in der Ver-
gangenheit verschiedene Versuche unter-
nommen, die aktuell bestehenden Unsicher-
heiten zu beseitigen:
• Gesetzentwurf der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion zur Änderung des Personen-
standsgesetzes vom 12.10.2000 (BT-Drs.
14/4425 neu), der wegen verfassungs- und
völkerrechtlicher Bedenken nicht weiter-
verfolgt wurde. 
• Interfraktioneller Ge setzentwurf zur Rege-
lung anonymer Ge burten vom 23.04.2002
(BT-Drs. 14/8856), der im Juni 2002 zurück-
gezogen wurde;
• Bundesratsinitiative von Baden-Württem-
berg zur Regelung Anonymer Geburten
vom 06.06.2002 (BR-Drs. 506/02) sowie
• erneute BR-Initiative von Baden-Württem-
berg 2004 mit Änderungsantrag Bayerns,
(BR-Dr. 682/04).
Mit diesem Gesetzesvorschlag soll die 
ge heime, in extremen Konfliktsituationen
die „Anonyme Geburt“ in einer öffentlichen
Kran ken- oder ähnlichen Anstalt zugelas-
sen werden. Um eine standesamtliche Be -
urkundung der Geburt eines Kindes ohne
die sonst vorgeschriebenen Daten der
Mutter auf übliche Weise sicherzustellen,
soll eine Beratung durch eine staatlich 
an erkannte Schwangerschaftskonfliktbera-
tungsstelle zwingend vorgeschrieben 
werden. Auf diese Weise soll auch der
mögliche Missbrauch der geheimen bzw.
„Anonymen Geburt“, als „bequeme Alterna-
tive“ zum regulären Adoptionsverfahren,
verhindert und der Gefahr, dass Druck auf
die schwangere Frau von Dritten ausgeübt
wird, entgegengewirkt werden. Außerdem
ist eine geheime oder eine „Anonyme Ge -
burt“ nur möglich, wenn das Kind in einer
Einrichtung eines öffentlich-rechtlichen
Trägers geboren wird. Um dem Kind das
Recht auf Kenntnis seiner Abstammung zu
sichern, wird die Schwangerschaftskon-
fliktberatungsstelle verpflichtet, die Daten
der Mutter festzuhalten und beim zustän-
digen Standesamt in einem verschlosse-
nen Kuvert zusammen mit einer möglichen
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Nachricht der Mutter zu hinterlegen. Das
Kind soll nach Vollendung des 16. Le bens-
jahres die Möglichkeit haben, Einsicht in
die persönlichen Daten der Mutter zu neh-
men und gegebenenfalls deren Nachricht
zu erhalten. Der Mutter soll ein Vetorecht
gegen die Offenbarung eingeräumt wer-
den, das sie frühestens nach Vollendung
des 15. Lebensjahres des Kindes ausüben
kann. Auf die Aufnahme der Daten der
Mutter kann nur dann ausnahmsweise
verzichtet werden, wenn die Beratungs-
stelle eine extreme Konfliktsituation fest-
stellt. Eine extreme Konfliktsituation liegt
vor, wenn die Aufdeckung der Identität
der Mutter zu einer extremen Konfliktsi-
tuation mit Ge fahr für Leib oder Leben
der Mutter führen würde (Auszug aus der
Begründung des Änderungsantrags Bay-
erns). Dieser Änderungs antrag konnte sich
nicht durchsetzen.
Im Rahmen der Diskussion um eine Ände-
rung wird vertreten, dass eine Institutionali-
sierung der „Anonymen Geburt“ einen Sys-
temwechsel zum „Anerkennungssystem“
erfordere, wie im romanischen Rechtskreis
üblich. Demzufolge entsteht Mutterschaft im
Rechts sinne erst durch (konkludente) Aner-
kennung (Scheiwe 2001, 368 (371)). Die Zu -
lässigkeit eines solchen Systemwechsels ist
europa- und verfassungsrechtlich höchst
problematisch. Im Marckx-Urteil erklärte der
Europäische Gerichtshof für Menschenrechte
(EGMR), aus Art. 8 der Europäischen Men-
schenrechtskonvention (EMRK) folge ein
Recht des Kindes auf Abstammung von der
Mutter direkt durch die Geburt. Infolgedes-
sen verstießen staatliche Regelungen, die
zur Abstammung erst eine Erklärung for-
dern, gegen Art. 8 EMRK. Hier stellt sich 
die Frage, wie Ausnahmeregelungen für
„Anonyme Geburten“ unter Beibehaltung
der Abstammungsregel (mater semper cer-
ta est) geschaffen werden können.
Trotz der geschilderten Problematik und
Unsicherheiten in der rechtlichen Situation
bieten verschiedene Einrichtungen unter-
schiedliche Konzepte der anonymen Abga-
be oder Geburt von Kindern an. Obgleich
sich die Studie auf die „Anonyme Geburt“
konzentriert, werden diese eingangs im
Überblick vorgestellt. 
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Zur Verhinderung von Kindesaussetzungen
und Kindstötungen sind verschiedene An -
ge bote entwickelt worden, die es schwan-
geren Frauen ermöglichen sollen, ihr Kind
auszutragen und in sichere Obhut zu ge ben,
ohne mit Diskriminierungen konfrontiert zu
werden. Verschiedene Projekte bieten seit
1999 in Deutschland „Anonyme Geburten“
und Kindesabgaben an. Eine Vorreiterrolle
übernahm u. a. der Sozialdienst katholi-
scher Frauen (SkF) im bayerischen Amberg,
der durch die Gründung des sogenannten
Moses-Projektes im August 1999 zunächst
ein anonymes Übergabesystem von Neuge-
borenen initiierte2. Bekannt ist auch der
Hamburger SterniPark e.V., welcher im April
2000 die erste deutschlandweite Babyklap-
pe einrichtete und später mit dem „Projekt
Findelbaby“ auch das Angebot der „Anony-
men Geburt“ unterbreitete.
Beide Projekte haben zahlreiche Nachahmer
gefunden, vor allem unter Trägerschaft der
konfessionell gebundenen Sozialdienste,
die unter dem Namen „Babywiege“, „Baby-
nest“, „Moseskörbchen“ oder „Lebenspfor-
te“ ähnliche Möglichkeiten bieten. Den ver-
schiedenen Konzepten zur Kindesabgabe –
Babyklappe und Übergabesystem – folgte
die Idee der „Anonymen Geburt“.
3.1 Konzepte zur anonymen Elternschaft
Grundsätzlich lassen sich drei Arten von an -
onymer Kindesabgabe unterscheiden: Baby-
 klappe, Übergabesystem und „Anonyme
Ge burt“ (vgl. Mielitz 2006, S. 20). Allerdings
hat sich auf der Basis der Idee der „Anony-
men Geburt“ eine Variante entwickelt, die
als ver trauliche Geburt bezeichnet wird und
daher im Folgenden auch kurz vorgestellt
wird.
Das Konzept der „Anonymen Geburt“3 soll
gewährleisten, dass Frauen ihr Kind unter
ärztlicher Betreuung auf die Welt bringen
und in die Obhut einer Einrichtung geben
können. Es sieht vor, die Frauen bereits
während der Schwangerschaft zu erreichen,
sie zu betreuen und ihnen Hilfsangebote zu
unterbreiten. Die Möglichkeit zur „Anony-
men Geburt“ kann von einer Beratungsstel-
le ausgehen, welche mit einem Kranken-
haus kooperiert, oder aber sie wird direkt
vom Krankenhaus angeboten. Ein Beispiel
hierfür ist SterniPark Hamburg, dessen Vor-
gehensweise den anderen Projekten zur
„Anonymen Geburt“ ähnelt. Das Besondere
hieran ist, dass die Schwangere sich einen
Namen für den Aufenthalt in der Klinik
wählt und mit diesem eine Vollmacht unter-
schreibt, wodurch das Sorgerecht für das
Kind auf eine Vertretung des SterniParks
übertragen wird. Diese bestätigt zudem,
dass die geleistete Unterschrift tatsächlich
die der Frau ist. Eine detaillierte Darstellung
des Vorgehens im bayerischen Moses-Pro-
jekt erfolgt im Rahmen der Projektbeschrei-
bung (vgl. Kap. 5). Hier wird auf dieses
Modell nicht weiter eingegangen.
In Kooperation mit dem Klinikum Nürnberg
(Klinikum Süd) hat der SkF in Nürnberg 
die „Aktion Moses“ ins Leben gerufen. Sie 
er möglicht es Frauen, ihr Kind unter ärztli-
cher Kontrolle zu gebären. Die Beraterinnen
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2 Die „Anonyme Geburt“ als integrativer Bestandteil des Moses-Projektes kam etwa ein Jahr später hinzu 
(vgl. Kuhn 2005, S. 156).
3 Auf Grund der Rechtslage (vgl. Kap. 2) ist die Anonymitätsgarantie der Konzepte nicht wirklich verlässlich, da mit
juristisch strittigen Konstruktionen gearbeitet wird. Daher setzen wir den Begriff „Anonyme Geburt“ im deutschen
Kontext in Anführungszeichen.
des SkF geben den Frauen zudem einen 
Handzettel mit, der über die weitere Vorge-
hensweise bezüglich ihres Kindes in for-
miert und die Rufnummer des Projektes ent-
hält, so dass sich die Frauen melden und
erkundigen könnten. Mitgetragen wird die
Aktion durch das Klinikum Nürnberg, 
welches die Möglichkeit zur vertraulichen
Geburt im eigenen Hause anbietet. Es 
handelt sich dabei um ein Angebot einer
ver traulichen Geburt, da der SkF keine staat-
lich anerkannte Schwangerschaftsberatungs-
 stelle ist und sich daher grundsätzlich nicht
auf die Möglichkeiten des Zeugnisverweige-
rungsrechts berufen kann, das staatlich 
an erkannten Schwangerenberatungsstellen
zusteht. Die Einrichtung des SkF kann somit
den Einblick in die Daten der Mutter im Ernst-
fall nicht verwehren. Bislang sei es jedoch
in Bayern in keinem Fall zu einer Ermittlung
durch die Staatsanwaltschaft gegen eine
Mutter, die anonym entbunden hat, und
damit zu keiner Offenlegung von Daten ge -
kommen (Taufkirch 2003, S. 99).
Charakteristisch für das Hilfskonzept der
Babyklappen ist, dass sie die Möglichkeit
bieten, ein Kind abzugeben und dabei so -
wohl für die Gesundheit des Kindes als
auch für die Anonymität der Mutter Sorge
getragen wird. Spezielle Einrichtungen wie
z. B. Wärmenestchen werden in einem sicht-
geschützten Bereich an der Einrichtung 
(z. B. einem Krankenhaus) angebracht. Auf
diese Weise kann das Neugeborene ano-
nym ab gegeben werden und ist gleichzeitig
sicher und warm aufgehoben. Zeitlich ver-
zögert – so dass die abgebende Person sich
unerkannt entfernen kann – wird dem Per-
sonal ein Signal gegeben, dass das Kind in
Empfang genommen und gegebenenfalls
ärztlich versorgt werden kann.
Viele Einrichtungen hinterlegen in der Klap-
pe (meist mehrsprachiges) Informationsma-
terial, in dem der betroffenen Mutter eine
anonyme Beratung angeboten wird. Einige
Anbieter von Babyklappen bemühen sich,
Informationen über die Mutter zu erlangen.
Teils findet die Mutter zudem ein Formular
vor, auf dem der Name des Neugeborenen
eingetragen werden kann. Bei einigen kann
die Mutter Kennwörter und anonyme Er -
kennungszeichen hinterlassen, welche in
versiegelten Umschlägen aufbewahrt wer-
den. Sie sollen eine spätere Identifizierung
und Kontaktaufnahme ermöglichen. In
manchen Einrichtungen werden die Mütter
aufgefordert, einen Hand- oder Fußabdruck
des Kindes mittels eines Stempelkissens zu
nehmen, um eine Wiedererkennung zu
gewährleisten, falls die Mutter später doch
noch Kontakt aufnehmen möchte.
Beim Übergabesystem wird im Gegensatz
zur Babyklappe keine feste Vorrichtung ge -
nutzt, in dem das Kind abgelegt werden
kann, sondern es wird über eine Notfalltele-
fonnummer ein Termin vereinbart, an dem
das Neugeborene der anbietenden Einrich-
tung anvertraut wird. Durch den kurzen Kon-
takt mit der Mutter wird es möglich, sie auf
entsprechende Hilfsangebote hinzuweisen.
3.2 Einrichtungen und Beratungsstellen
Es gibt inzwischen zahlreiche Einrichtungen,
die Babyklappen anbieten, eine „Anonyme“
oder vertrauliche Geburt ermöglichen, sowie
Beratungsstellen, welche die Betroffenen
unterstützen und begleiten. Die Maßnah-
men basieren, wie gezeigt wurde, auf ver-
schiedenen grundlegenden Konzepten. Es
lassen sich aber auch kleinere Unterschiede
in der Ausgestaltung konkreter Angebote
16
ausmachen. Da diese nicht systematisch
statistisch erfasst werden, können über die
Anzahl der Einrichtungen und Angebote be -
dauerlicherweise nur ungenaue Aussagen
getroffen werden.
Babyklappen
SterniPark e.V. ist der Träger der ersten Baby-
 klappe in Deutschland (Hamburg), welche
im April 2000 eingerichtet wurde. Sterni-
Park e.V. veröffentlicht auf seiner Homepage
(www.sternipark.de/findelbaby/klappe.asp)
stets die aktuelle Liste von deutschen 
Babyklappen, die sich derzeit (19.07.2007)
auf 80 beläuft. Darunter befinden sich 12
bayerische Einrichtungen. Die Nutzung 
dieser Angebote ist sehr gering: Von 1999
bis Juli 2002 wurde in zwei bayerischen
Städten je ein so genannter Babyklappen-
fall beurkundet. Daneben wird vereinzelt
von sogenannten „Findelkindern“ berichtet.
Aus dem Jahr 2003 ist ein Fall in Altötting
und aus 2005 einer in Landshut bekannt.
Bei einer im Frühjahr 2004 durchgeführten 
Un tersuchung wurde bundesweit von 69
Babyklappen gesprochen (Kuhn 2005, S. 120).
Das Angebot in Kliniken
Die erste Klinik, die sich offiziell bereit er klärte,
„Anonyme Geburten“ in ihrem Haus durch-
zuführen, war das Kreiskrankenhaus St.-Anna
in Sulzbach-Rosenberg im Septem ber 2000.
Dieses Angebot entstand im Rahmen des
Amberger Moses-Projektes. Im De zember
2000 wurde in Flensburg die erste „Anonyme
Geburt“ in der Bundesrepublik registriert. 
Wie viele Kliniken mittlerweile „Anonyme
Geburten“ anbieten, ist nicht bekannt: 
SterniPark veröffentlichte 2002 eine Liste
mit 29 Kliniken und einem Geburtshaus,
welche die „Anonyme Geburt“ eingeführt
haben. Kuhn (2005) ermittelte zusätzlich zur
Auflistung von SterniPark seit 2002 bundes-
weit weitere 30 Kliniken (jedoch ohne 
Thüringen und Hamburg). In dieser Unter-
suchung wurden innerhalb Deutschlands
insgesamt 75 Kliniken angeschrieben – es
ist davon auszugehen, dass es sich hierbei
ausschließlich um Kliniken handelt, die das
Angebot der „Anonymen Geburt“ öffentlich
gemacht haben. Das Bundesland Thüringen
stellt diese Möglichkeit in allen 51 Kliniken
des Landes zur Verfügung, ähnlich soll die
Situation in Hamburg geregelt sein (vgl.
Kuhn 2005, S. 153). Insgesamt beläuft sich
das Angebot bundesweit auf mindestens
130 Kliniken.
In Bayern konnten aktuell insgesamt 15
Krankenhäuser ermittelt werden, welche
Frauen die Möglichkeit zur „Anonymen
Geburt“ bieten – dies geschieht zumeist in
Kooperation mit dem Moses-Projekt
(www.schwanger-in-bayern.de).
Das Beratungsangebot zur „Anonymen
Geburt“
Wie viele Beratungseinrichtungen zum 
Themenbereich bundesweit für Interessier-
te zur Verfügung stehen, ist nicht bekannt.
Außerhalb Bayerns werden Moses-Projekte
in der Form, wie sie vom SkF und später
von Donum Vitae konzipiert wurden, noch
im Bundesland Hessen (Frankfurt4, Wies -
baden, Gießen) unter der Federführung 
des SkF durchgeführt (vgl. Kuhn 2005, 
S. 158). Mittlerweile bietet auch SterniPark
unter dem Namen „Findelbaby – anonyme
Hilfe für Schwangere und Mütter“ die 
Möglichkeit der „Anonymen Geburt“
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4 2004 veröffentlichte der SkF Frankfurt einen Zwischenbericht zum Moses-Projekt „Drei Jahre Moses-
Projekt Frankfurt“.
5 Unter den befragten 44 Kliniken wollten 14 % bewusst keine Auskunft erteilen und 32 % haben bis zum 
Erhebungszeitraum noch keine anonyme Entbindung in ihrem Haus durchgeführt. Anzunehmen ist, 
dass die wirkliche Fallzahl „Anonymer Geburten“ höher ist als an dieser Stelle dokumentiert.
(www.anonyme-geburt.de). Daneben exis-
tiert eine Mutter-Kind-Einrichtung „Gutshof
Satrupholm“ in Schleswig-Holstein für Müt-
ter und Schwangere. Auch die Informations-
plattform Eltern-im-Netz (www.elternim-
netz.de) informiert über diese Möglichkeit
und über Einrichtungen in der Nähe der
interessierten Person, an die diese sich
wenden kann.
In Bayern bieten die staatlich anerkannten
Schwangerenberatungsstellen von Donum
Vitae e.V. unter dem Namen „Projekt Moses“
Beratung, Unterstützung und Begleitung für
Frauen an, die anonym gebären möchten
bzw. geboren haben. Es handelt sich dabei
um 18 Einrichtungen mit über 50 Außen-
stellen.
3.3 „Anonyme Geburt“ in Zahlen
Kuhn ermittelte in ihrer Untersuchung von
Kliniken im Jahr 2005, welche bereits „Ano-
nyme Geburten“ durchgeführt haben,
deutschlandweit 181 anonyme Entbindun-
gen in 24 Kliniken (Kuhn 2005, S. 340).
Allerdings gaben einige der befragten Klini-
ken keine Auskunft über die Anzahl der von
ihnen vorgenommenen anonymen Entbin-
dungen, so dass die realen Werte höher lie-
gen könnten.5 Grund für die fehlende Aus-
kunft könnte die unsichere Rechtslage sein,
in der sich auch die Kliniken befinden.
Nach eigenen Angaben wurden von Sterni-
Park e.V. in den Jahren 2000 bis 2005 200
Frauen betreut, von denen sich zwei Drittel
jedoch nach der Geburt zu ihrem Kind be -
kannt haben sollen (Die Welt 13.04.2005).
Der Träger berichtet in einer anderen Mel-
dung, bei insgesamt 300 Geburten invol-
viert gewesen zu sein, in denen die Frage
der anonymen Entbindung zur Diskussion
stand. Letztlich hätten aber nur 10 % der
Frauen ihr Kind abgegeben und ihre Anony-
mität gewahrt (Frankfurter Rundschau
27.08.2005). Damit hätte SterniPark 30 als
„Anonyme Geburten“ zu zählende Fälle
betreut.
Aus dem Zwischenbericht des SkF Frankfurt
zum dortigen Moses-Projekt geht hervor,
dass bis 2004 vier Frauen ihr Kind in die
Obhut des Moses-Personals gaben, zwei
davon anonym (SkF Frankfurt 2004, 
S. 30). In Bayern wurden seit 2001 37 Kin-
der beurkundet, bei denen keine Angaben
zur Mutter vorlagen (davon 2 Kinder in
Babyklappen).
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass
die Datenlage bezüglich der quantitativen
Ausprägung „Anonymer Geburten“
deutschlandweit und auch für Bayern nicht
solide ist. Auf Grund der fehlenden Regis-
trierung ist davon auszugehen, dass ein
Dunkelfeld besteht und die tatsächlichen
Werte über die berichteten hinausgehen, 
so dass die Zahl der „Anonymen Geburten“
in Wirklichkeit höher ist.
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Es ist nicht bekannt, wie viele Kliniken in
Deutschland die Möglichkeit zur „Anony-
men Geburt“ anbieten oder wie viele „Ano-
nyme Geburten“ bislang durchgeführt wur-
den (vgl. Kap 3.2 und 3.3). Die Gründe für
die mangelhafte Datenbasis liegen in der
Natur der Sache. Die Gründe für das Ano-
nymitätsbedürfnis einerseits und die unsi-
chere Gesetzeslage andererseits stellen gra-
vierende Hindernisse für den Zugang zu
empirischen Informationen dar. Daraus
ergibt sich allerdings ein Dilemma: Für eine
Änderung der rechtlichen Situation sind
empirische Erkenntnisse erforderlich. So
wird von verschiedenen Seiten angemahnt,
dass die Handlungsgrundlage bei der Etab-
lierung des Angebots der „Anonymen
Geburt“ sich auf Fakten und objektive
Daten stützen müsse (vgl. Taufkirch 2003, S.
69f; Kuhn 2005, S. 186ff.). Dem steht jedoch
entgegen, dass die Informationsgewinnung
besonders schwierig ist, solange die rechtli-
che Situation unklar bleibt.
Im Folgenden wird – als Basis und Rahmung
unseres Vorgehens – der aktuelle Forschungs-
stand zum Thema zusammengefasst. Im
Fokus der Betrachtung steht die Frage nach
der Ziel- sowie der Zielgruppenerreichung
des Angebots zur „Anonymen Geburt“, d.h.
insbesondere die Situation und die Beweg-
gründe der Frauen, welche das Angebot in
Anspruch nehmen. Dabei werden auch die
wichtigsten Folgen und problematische As -
pekte der „Anonymen Geburt“ thematisiert.
Auf Grund der schwierigen Datenlage und
zur Reflexion der hiesigen Situation wird
auch auf die Erfahrungen in europäischen
Nachbarländern, namentlich Österreich und
Frankreich, zurückgegriffen. Dies geschieht
jedoch unter dem Vorbehalt, dass sich die
Erkenntnisse in diesen Ländern auf Grund
kulturell und rechtlich unterschiedlicher
Rahmenbedingungen nicht eins zu eins auf
Deutschland übertragen lassen können.
4.1 „Anonyme Geburt“ in Deutschland
In Deutschland existieren keine landeswei-
ten und offiziellen Statistiken über das Fall -
aufkommen der „Anonymen Geburt“. Auch
wissenschaftliche Studien zum Thema sind
kaum vorhanden. Die meisten der im Fol-
genden berichteten Informationen bezie -
hen sich auf Medien- und Presseberichte,
Selbstpräsentationen von Anbietern, Auf-
sätze, Vorträge, Positionspapiere und Fach-
artikel. Vereinzelt wurden auch Expertenin-
terviews durchgeführt und ausgewertet.
Letztere müssen sich jedoch zwangsläufig
auf niedrige Fallzahlen und eine lokale 
oder bestenfalls regionale Sichtweise be -
schränken.
4.1.1 Untersuchung „Babyklappen und 
,Anonyme Geburt‘“
Die einzige bundesweite und unabhängige
Untersuchung zum Thema „Babyklappen und
,Anonyme Geburt‘“, die sich auf umfassende
quantitative Analysen stützt, stellt diejenige
von Kuhn (2005) dar. Sie bildet die Basis für
die folgenden Ausführungen und wird um
die Ergebnisse anderer Studien ergänzt.
Von den ursprünglich von Kuhn angeschrie-
benen 75 Kliniken in 13 Bundesländern
nah men 44 Kliniken in 11 Bundesländern 
an der Untersuchung teil. Auf Grund der
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Ausfallquote von 41 % sowie der Tatsache,
dass es sich um eine Querschnittsstudie
handelt, ist die Untersuchung somit nicht
als repräsentativ zu bezeichnen. Gleichwohl
handelt es sich um die umfassendste Stu-
die zum Thema.
Kuhn führte in den geburtshilflichen bzw.
gynäkologischen Abteilungen der betreffen-
den Einrichtungen schriftliche Befragungen
zur „Anonymen Geburt“ durch. Analysiert
wurden institutionelle Rahmenbedingungen
(Finanzierung, Öffentlichkeitsarbeit, Koope-
rationsstrukturen) sowie die Zielsetzungen
der Kliniken bei Einführung der „Anony-
men Geburt“. Weitere Untersuchungs-
schwerpunkte bildeten die Inanspruchnah-
me des Angebotes und die persönlichen
Einschätzungen der Beteiligten zur Notwen-
digkeit der „Anonymen Geburt“, zur Miss-
brauchsproblematik und zum Recht auf
Kenntnis der eigenen Abstammung.
Projektkonzeption und Kooperation
Die Mehrheit (= 82 %) der an der Studie 
teilnehmenden Kliniken bietet die „Anony-
me Geburt“ dauerhaft an. Bei den restlichen
18 % ist das Angebot entweder als befriste-
tes Pilotprojekt konzipiert oder aber hin-
sichtlich der zeitlichen Dauer noch unbe-
stimmt. 27 Kli niken (61 %) gaben an, mit
einem oder meh reren Kooperationspart-
nern zusammenzuarbeiten. Zu diesen Ko -
operationspartnern zählen neben den Trä-
gern (z. B. SterniPark, Donum Vitae) Behör-
den und Jugendämter sowie private oder
karitative Einrichtungen.
Die große Mehrheit (86 %) der Befragten
bzw. deren Kooperationspartner hat mit
dem Jugendamt Vereinbarungen darüber
geschlossen, wie im Falle der „Anonymen
Geburt“ mit den Neugeborenen zu verfah-
ren sei. Rücksprachen mit der Staatsanwalt-
schaft bezüglich möglicher Rechtsverletzun-
gen haben jedoch – trotz der unsicheren
Rechtslage – nur 15 Kliniken gehalten.
Immerhin zwei Drittel von diesen bestätig-
ten, dass ihnen Straffreiheit für die Durch-
führung der „Anonymen Geburt“ zugesi-
chert worden sei.
Finanzierung
Hinsichtlich der Kosten der „Anonymen
Geburt“ (einschließlich der finanziellen Auf-
wendungen für die medizinische Betreuung
von Mutter und Kind) konnte festgestellt
werden, dass diese von 39 % der Kliniken
vollständig selbst übernommen werden. In
9 % der Fälle kommt ausschließlich der Ko -
operationspartner für die Kosten auf und in
7 % werden sie durch Spenden- und Spon-
soren gelder abgedeckt. Nur 5 % der Klini-
ken fi nanzieren die „Anonymen Geburten“
allein durch öffentliche Gelder. 16 % der Kran-
kenhäuser sichern ihr Angebot ausschließ-
lich durch sonstige Finanzquellen wie z. B.
Stiftungen. Alle anderen Einrichtungen stüt-
zen sich auf kombinierte Arrangements.
Hervorzuheben ist die Tatsache, dass insge-
samt 20 % der von der Studie erfassten Kli-
niken teilweise oder gänzlich auf Spenden-
und Sponsorengelder angewiesen sind.
Öffentlichkeitsarbeit
Die Mehrheit (55 %) der von Kuhn unter-
suchten Einrichtungen verzichtet auf Öffent-
lichkeitsarbeit, wohingegen 45 % auf das
Angebot zur „Anonymen Geburt“ öffentlich
aufmerksam machen. Die Zielsetzung der
Öffentlichkeitsarbeit ist es zum einen, die
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gewünschte Zielgruppe zu erreichen. Zum
anderen aber sollen auch Verständnis und
Solidarität geweckt und an die Hilfsbereit-
schaft der Bevölkerung appelliert werden.  
Bevorzugte Werbemedien sind Zeitungsbe-
richte bzw. -annoncen, Informationsbro-
schüren und Handzettel, die in verschiede-
nen Sprachen und gezielt an Orten einge-
setzt werden, an denen werdende Mütter
erreicht werden können (Arztpraxen, Apo-
theken, Schwangerschaftsberatungsstellen,
Diskotheken) (Taufkirch 2003, S 101f.).
Fernerhin dienen auch öffentliche Veranstal-
tungen sowie das Internet als Informations-
plattform. Laut Kuhn wird zwar von den Kli-
niken kaum Werbung auf Plakaten und Auf-
klebern durchgeführt. Das bedeutet aller-
dings nicht, dass diese Form der Werbung
nicht genutzt wird. Für den SkF Frankfurt
beispielsweise stellen Plakataktionen das
zentrale Element der Öffentlichkeitsarbeit
dar (SkF Frankfurt 2004, S. 28). SterniPark e.V.
geriet in die Kritik, nachdem der Verein auf
Plakatwänden mit Photos von „geretteten“
Kindern auf die Angebote der anonymen
Abgabe von Kindern aufmerksam ge macht
hatte. Ethisch fragwürdig sind auch jene
Aktionen, bei denen Mülltonnen mit dem
Slogan „Ablegen von Babys verboten“ 
(SkF Bochum) bzw. „Bitte keine frischen
Babys einfüllen“ (SterniPark) versehen wer-
den (vgl. Taufkirch 2003, S. 103; Gremmel
2004, S. 134).
Öffentlichkeitsarbeit ist wichtig, aber nicht
unproblematisch. Einerseits muss die Ziel-
gruppe über das Angebot informiert werden,
andererseits aber wird auch auf die Gefahr
hingewiesen, dass durch allzu offensive
Werbemaßnahmen Bedarf erst ge weckt
wird (Swientek 2001, S. 192ff.). Beispiels-
weise könnte in sozialen Brennpunkten der
Präventionsgedanke unterminiert werden,
so dass Babyklappe und „Anonyme Ge -
burt“ als Ausweg aus der Schwangerschaft
begriffen werden, anstelle sich um die Ver-
hinderung einer solchen Gedanken machen
zu müssen (Taufkirch 2003, S. 103).
Im Hinblick auf die Erreichung der Zielgrup-
pe ist zu beachten, dass ausländische Frau-
en oft nur durch Mundpropaganda erreicht
werden, weil das in Kulturzentren ausgeleg-
te Informationsmaterial oft sehr schnell von
Männern entfernt würde (ebd., S. 102).
Zielgruppen
Nach der von Kuhn erarbeiteten Zielgrup-
pendefinition lassen sich eine allgemeine
und eine konkrete voneinander unterschei-
den (Kuhn 2005, S. 335f.).
So richtet sich das Angebot zur „Anonymen
Geburt“ im Allgemeinen an
• Frauen in (extremer) Notsituation,
• Frauen mit Aussetzungs- oder Tötungsabsicht,
• Schwangere, die ihr Kind abtreiben wollen,
• Schwangere, die ohne Hilfe entbinden
würden,
• Frauen mit verdrängter bzw. verheimlich-
ter Schwangerschaft,
• werdende Mütter ohne Perspektive,
• Frauen mit dem Wunsch nach Anonymität.
Einige Kliniken konkretisierten ihre Ziel-
gruppendefinition und versuchen,
• ausländische oder illegal in Deutschland
lebende Frauen,
• junge Frauen in der Ausbildung,
• minderjährige oder
• drogenabhängige Frauen anzusprechen.
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Zielsetzung bei der Etablierung des Ange-
botes 
Analog zur Zielgruppendefinition werden
die Ziele formuliert, welche sich die Kliniken
bei der Etablierung ihres Angebotes setzen.
So soll die „Anonyme Geburt“ vor allem
• die Aussetzung bzw. Tötung von Neugebo-
renen verhindern,
• Abtreibungen vermeiden,
• dem Schutz von Neugeborenen dienen und
• die medizinische Versorgung von Mutter
und Kind sicherstellen.
Vor allem Letzteres soll dazu beitragen, dass
die „Anonyme Geburt“ nicht nur als Kom-
plement, sondern auch als Gegenmaßnah-
me zur Babyklappe angesehen wird. Als
wichtiger Aspekt wird dabei betont, dass
sie die Möglichkeit bietet, mit den schwan-
geren Frauen in Kontakt zu treten. Durch
persönliche Beratung können die psychi -
schen Be lastungen der betroffenen Frauen
reduziert und alternative Wege aufgezeigt
werden, wodurch eventuell sogar die „Ano-
nyme Geburt“ selbst verhindert werden kann.
Ziel- und Zielgruppenerreichung
Die Frage nach der Zielerreichung ist schwer
zu beantworten. Mit Sicherheit wird die me -
dizinische Betreuung von Mutter und Kind
während der Geburt gewährleistet. Dies
trifft allerdings nicht zwangsläufig auch auf
den Zeitraum vor und nach der Entbindung
zu. Knapp 70 % der Frauen, die anonym
entbunden haben und für welche Daten
über die medizinische Betreuung im Vorfeld
vorliegen6, haben nicht an einer Vorsorge-
untersuchung teilgenommen. Hinsichtlich
der Nachsorgeuntersuchungen liegen keine
gesicherten Erkenntnisse vor. Allerdings
gaben 7 % der Kliniken auf die Frage nach
den Schwachstellen der „Anonymen Ge -
burt“ an, dass „die Betreuung der Frauen
nach der Geburt nicht in umfassender Wei-
se fortgesetzt werde“ (Kuhn 2005, S. 357).
Die Wirkung der psychologischen Beratung
im Hinblick auf die Vermeidung „Anonymer
Geburten“ fällt ebenfalls sehr unterschied-
lich aus: Von 17 Kliniken ist bekannt, dass
Frauen vor der Geburt anonyme Hilfe
gesucht haben. Ein Drittel dieser Kliniken
gab an, dass sich schließlich (fast) alle diese
Frauen zu einer regulären Geburt entschie-
den haben. Bei den anderen zwei Dritteln
hingegen wollte keine oder fast keine Frau
vor der Entbindung ihre Anonymität aufge-
ben (ebd., S. 340).
Von den 181 Frauen, die anonym entbun-
den haben, ist eine deutliche Mehrheit 
(56 %) anonym geblieben, wohingegen sich
insgesamt knapp 30 % der Frauen für ein
Leben mit dem Kind entschieden haben
(ebd., S. 346). Weil 83 % derjenigen, die ihr
Kind an einer Babyklappe abgeben, ihre
Identität nicht offenlegen und nur 13 % der
Mütter sich zu ihrem Kind bekennen,
kommt Kuhn zu dem Schluss, dass im Ver-
gleich zu Babyklappen „bei der ,Anonymen
Geburt‘ die Frauen wohl eher bereit sind,
ihre Anonymität aufzugeben und/oder ihr
Kind zurückzuholen“ (ebd., S. 347).
Dabei darf nicht übersehen werden, dass
bei vielen schwangeren Frauen der Wunsch
nach Anonymität bereits frühzeitig feststeht.
Dies lässt sich zum einen am Zeitpunkt des
Erstkontakts7 und zum anderen an der Be -
gleitung bei der „Anonymen Ge burt“8 er -
kennen: 37 % der Schwangeren traten mit
der Klinik erst in Kontakt, als die Wehen
bereits eingesetzt hatten. 10 % be traten das
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6 Informationen über die Inanspruchnahme von Vorsorgeuntersuchungen liegen für 112 von 181 Frauen vor.
7 Diesbezüglich liegen Daten für 125 von 181 Frauen vor.
8 Diesbezüglich liegen Daten für 143 von 181 Frauen vor.
Krankenhaus erstmalig wenige Stunden, 18 %
einige Tage und 35 % wenige Wochen vor
der Geburt. Es wird daher an genommen,
dass über die Hälfte der Frauen bewusst
eine „Anonyme Geburt“ wollte (ebd., S. 341f.).
Rund ein Viertel (24 %) der betroffenen Frau -
en kam ohne Begleitung zur „Anonymen
Ge burt“ und knapp die Hälfte (48 %) aus-
schließlich mit einer Fachkraft des Ko opera-
tionspartners. 12 % wurden von El tern, 10 %
von einem Freund/einer Freundin und 6 %
vom Partner begleitet. Dies wird als Hin-
weis da rauf be trachtet, dass 72 % der wer-
denden Mütter die Geburt ihres Kindes ge -
genüber dem Um feld ge heim halten woll-
ten (ebd., S. 343f.). Allerdings kann die Tat-
sache, dass die Frauen alleine kommen,
auch ein Indiz für ihre schwierige soziale
Lage sein – insbesondere das Fehlen eines
Partners –, was wiederum ursächlich mit
dem Wunsch nach Anonymität in Verbin-
dung steht. Bezüglich derjenigen, die in Be -
gleitung erschienen sind, wird die Frage
aufgeworfen, ob die Entscheidung zur „An -
onymen Geburt“ freiwillig erfolgte oder
durch die begleitenden Personen erzwun-
gen wurde (ebd., S. 343f.).
Nach einer „Anonymen Geburt“ wird das
Beratungsangebot oftmals nicht weiter ge -
nutzt. Diesbezüglich stellt beispielsweise der
SkF Frankfurt fest, „dass die Frauen, ob wohl
sie vor der Geburt relativ regelmäßig Kon-
takt zu uns wahrnahmen (...), nach der Ge -
burt höchstens 1 bis 2 mal noch Kontakt
hiel ten und diesen dann abbrachen trotz
gegenteiliger Beteuerung“ (2004, S. 25).
Die fehlende Bereitschaft zur Aufgabe der
Anonymität kann in vielen Fällen durch die
Notlage der schwangeren Frauen begründet
werden. Angaben über die persönliche Si tu -
ation anonym gebärender Frauen liegen
nur in 63 der 181 Fälle vor, vermitteln aber
dennoch ein eindrucksvolles und differen-
ziertes Bild. Folgende Gründe wurden an -
geführt, die für die Entscheidung zur „Ano-
nymen Geburt“ ausschlaggebend waren:
• Angst vor Familie/Partner (14 %)
• unerwünschte/verheimlichte Schwanger-
schaft (13 %)
• soziale und finanzielle Probleme (11 %)
• Angst vor Entzug älterer Kinder (8 %)
• Überforderung durch das weitere Kind (8 %)
• Illegaler Aufenthalt (8 %)
• Nicht-Akzeptanz der Realität („ein Leben
mit Kind“) (6 %)
• Minderjährigkeit (6 %)
• außerehelich gezeugtes Kind (5 %)
• Asylbewerberstatus (5 %)
•Trennung vom Kindsvater (3 %)
• neuer Partner (3 %)
• in Ausbildung befindend (3 %)
• Drogenprobleme (3 %)
• Vergewaltigung (2 %)
• vielfältige Problemlagen (2 %)
Somit lässt sich festhalten, dass zumindest
die oben genannte und vorab definierte,
konkrete Zielgruppe (Minderjährige, Frauen
in Ausbildung, Drogenabhängige, ausländi-
sche oder in Deutschland illegal lebende
Frauen) erreicht werden kann.
Die von Kuhn erhobenen subjektiven Ein-
schätzungen zur Zielgruppenerreichung lie-
fern allerdings keine eindeutigen Ergebnisse:
70 % der befragten Klinikbetreiber wa ren
der Meinung, dass eine solche Einschät-
 zung auf Grund zu geringer Erfahrungswer-
te nicht möglich sei (ebd., S. 337). Dass
eine kleine Gruppe, die sich zur Einschät-
zung in der Lage sieht, zu beinahe gleichen
Anteilen zu positiven (16 %) und negativen
23
„Anonyme Geburt“ im Spiegel der Forschung 4
9 Die Frage wurde für 77 von 181 Frauen beantwortet.
(14 %) Antworten kommt, trägt zur Klärung
der Frage, ob bzw. inwieweit die angestreb-
ten Zielgruppen durch das Angebot erreicht
werden, wenig bei. Analog wird von vielen
Befragten die oftmals geäußerte Kritik, dass
das Angebot die eigentlichen Zielgruppen
verfehlen könne, geteilt. 73 % der Befragten
stimmen dieser  These – jedoch oft ohne
weitere Begründung – zu und nur 27 %
lehnten sie ab (ebd., S. 355f.).
Heftig diskutiert hingegen wird die Frage,
ob jene Frauen das Angebot zur „Anony-
men Geburt“ nutzen, die eine Abtreibung,
Aussetzung oder Tötung des Kindes erwä-
gen, und sich dieses Angebot als lebensret-
tende Maßnahme erweist.
Die ansonsten eher skeptische Meinung der
Klinikbetreiber wird diesbezüglich in gewis-
ser Weise revidiert, da 59 % von ihnen trotz
der oben angeführten Positionen der Auf-
fassung sind, die „Anonyme Geburt“ sei
ein geeignetes Instrument, um Leben zu
schützen. 25 % teilen diese Ansicht nicht und
16 % wollten oder konnten diesbezüglich
keine Auskunft geben (ebd., S. 356). Diese
Ansichten gründen aber nicht ausschließlich
auf persönlichen Erfahrungen, da nur rund
ein Drittel glaubte, die Mütter hätten ihr Kind
ausgesetzt oder getötet, wenn sie keine
Möglichkeit zur „Anonymen Geburt“ ge habt
hätten9. In 65 % der Fälle stellte sich diese Emp-
findung hingegen nicht ein (ebd., S. 344).
Die Inkonsistenz des Antwortverhaltens ist
darauf zurückzuführen, dass solche Ein-
schät zungen grundsätzlich problematisch
sind, da sie im spekulativen Bereich verblei-
ben. Selbst wenn Frauen diese Absicht
überzeugend kundtun, könnte dies gesche-
hen, um ihren Wünschen möglichst großen
Nachdruck zu verleihen. Dies (in Verbindung
mit der Tatsache, dass die entsprechenden
Angaben aus Österreich (vgl. Kap. 5.2) ein
völlig an ders geartetes Bild zeichnen,) be -
legt zu nächst nur, dass die Einschätzungen
Dritter nicht für eine objektive Beurteilung
der Frage nach möglichen lebensrettenden
Eigenschaf ten der „Anonymen Geburt“
geeignet sind.
4.1.2 Statistiken über Kindstötungen und 
Aussetzung
Für eine objektive Beurteilung wären diffe-
renzierte Daten bezüglich der Aussetzung
und Tötung von Kleinstkindern erforderlich.
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1999 2000 2001 2002 2003 2004
Tötungen 21 17 17 20 33 18
Lebendaussetzungen 13 11 14 14 12 14
Unklar / ältere Kinder – 4 – – – –
Summe 34 32 31 34 46 32
Quelle: Bott/Swientek (2006)
Tabelle 1: Tötung und Aussetzung von Neugeborenen im Vergleich der Jahre 1999 –2004
Allerdings existieren auch zu diesen Aspek-
ten in Deutschland keine zuverlässigen Zah-
len, da seit der Abschaffung des § 217 StGB
zur Kindstötung keine offizielle Statistik
mehr geführt wird (Gremmel 2004, S. 111).
Alternativ bedienen sich sowohl Kritiker als
auch Befürworter der „Anonymen Geburt“
eigens erstellter Statistiken, die – wie im
Folgenden kurz dargestellt wird – jedoch
nicht zu deckungsgleichen und damit nicht
zu belastbaren Ergebnissen führen.
Zum Beispiel führen Bott und Swientek
Daten ins Feld, welche die Nutzlosigkeit des
Angebotes unterstreichen sollen (vgl. Bott/
Swientek 2006). Diese basieren auf der Aus-
wertung von Medienberichten und auf An -
gaben einiger Landeskriminalämter. Ihre Re-
cherchen zeigen an, dass die Zahl der Tö-
t ungen nach einem deutlichen Anstieg wie-
der zurückgegangen sei und aktuell wieder
auf dem Niveau der Jahre 1999 bis 2002
liegen (vgl. Tabelle 1). Allerdings sind aus
diesen sehr kleinen Fallzahlen und Daten
keine Trends ablesbar. Mindestens ein Drittel
der erhobenen Fälle ereignete sich in Städ-
ten und Gemeinden, in denen es Babyklap-
pen oder Angebote zur „Anonymen Geburt“
gab. Diese Tatsache führt die Autorinnen zu
der Annahme, dass Babyklappen und „Ano-
nyme Geburten“ nicht dazu beitragen, Kind s -
 tötung oder -aussetzung zu verhindern.
Uneinheitliche Ergebnisse zur These, dass
durch die Möglichkeit der „Anonymen
Geburt“ Aussetzungen und Tötungen nicht
verhindert werden können, finden sich in
der Untersuchung von Kuhn (2005): 32 %
der befragten Klinikleitungen erklärten,
dass auch nach der Einführung der „Anony-
men Geburt“ noch in unmittelbarer Nach-
barschaft ausgesetzte oder getötete Kinder
ge funden worden seien.10 Allerdings beton-
ten andere Befragte, dass ein eindeutiger
Rückgang von Aussetzungen und Tötungen
im Umfeld festgestellt werden konnte
(Kuhn 2005, S. 339).
Die Schwierigkeit der Datenlage wird durch
die Befunde von SterniPark e.V. verdeutlicht:
Auch hier wurden Presseberichte von 1999
bis Mai 2004 ausgewertet – jedoch mit zum
Teil anderen Ergebnissen als bei Bott und
Swientek.
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10 23 % der Kliniken verneinten die Auffindung ausgesetzter oder getöteter Kinder nach der Etablierung des
Angebots zur „Anonymen Geburt“ und 45 % konnten diesbezüglich keine Angaben machen.
1999 2000 2001 2002 2003 2004
Tötungen 18 23 13 20 28 8
Aussetzungen 16 17 9 16 11 2
ungeschützt 
(nicht im Krankenhaus)
Aussetzung geschützt – – – – – 1
Summe 34 40 22 36 39 11
Quelle: http://sternipark.de/findelbaby/kindstabelle.asp
Tabelle 2: Tötung und Aussetzung von Neugeborenen im Vergleich der Jahre 1999 –2004 –
Auswertung der Pressebeobachtung des SterniPark e.V. (2004)
unbedingt auch den stetigen Rückgang der
Geborenenzahlen in Deutschland berücksich-
 tigen. Allein im Betrachtungszeitraum von
1999 bis 2004 hat sich die Geborenenziffer
von 771.000 auf 706.000, also um 65.000, ver-
 ringert (Statistisches Bundesamt 2004, S. 39,
sowie 2006, S. 33). Dabei sind weiterhin re -
gionale und milieuspezifische Unterschiede
in der Fruchtbarkeit und im Gebärverhalten
von Bedeutung. Geringfügige absolute Zu-
oder Abnahmen der Fälle von Kindstötung
und -aussetzung können sich bei näherer
Betrachtung vor diesem Hintergrund leicht
als Fehlinterpretationen entpuppen.
Eine Argumentationsweise, welche auf die
bloße Etablierung von Angeboten der „Ano-
nymen Geburt“ abstellt und diese in Bezie-
hung zur Entwicklung von Aussetzungs- und
Tötungsfällen (auf Aggregatsebene) setzt,
greift eindeutig zu kurz, weil sie die Situation,
das Wissen und den Handlungsspielraum
der betroffenen Frauen gänzlich ausblendet
– dies belegen auch die divergenten Ein-
schätzungen der Klinikärzte (Kuhn 2005).
Dass ein Angebot existiert, be deutet noch
lange nicht, dass es auch von den entspre-
chenden Zielgruppen genutzt werden kann.
Informationen zu Kindstötungen
Ein zuverlässigeres und im Hinblick auf die
sozialen Hintergründe der  Täterinnen ergiebi-
g eres Vorgehen stellt dasjenige von Bauer-
 meister (1994) dar. Er untersuchte für den
Zeitraum von 1980 bis 1989 anhand der Aus-
 wertung der entsprechenden Obduktionsbe-
 richte der einzelnen gerichtsmedizinischen
Institute alle aktenkundigen Fälle von Neo na-
 tiziden. Da alle tot aufgefundenen Neuge bo-
renen obduziert werden müssen, handelt es
sich bei dieser Auswertung der Kinds tötungs-
Diese Datenlage führt weiterhin zu unter-
schiedlichen Schätzungen: Gremmel geht
davon aus, dass deutschlandweit im Jahr
40 Kinder ausgesetzt werden, von denen die
Hälfte nicht überlebt (2004, S. 111). Nach den
Angaben von Bott und Swientek (2006) wur-
 den im Zeitraum 1999 und 2004 jährlich zwi-
 schen 31 und 46 Kinder ausgesetzt bzw. ge -
tötet (vgl. Tabelle 1). Im Jahresdurchschnitt
sind dies 35 ausgesetzte bzw. getötete Kin-
der. Die von SterniPark e.V. veröffentlichten
Zahlen (vgl. Tabelle 2) ergeben, dass im
Zeitraum 1999 bis 200311 22 bis 41 Kinder
ausgesetzt bzw. getötet wurden – das sind
durchschnittlich 34 Kinder im Jahr. Das Ver-
hältnis von Tötungen und Aussetzungen be -
trägt bei beiden Recherchen etwa 60 zu 40.
Auf Grund ihrer Heterogenität, fehlender
Systematik und mangelnder Differenziert-
heit können diese Zahlen keinen fundierten
Beitrag dazu leisten, die Auswirkungen der
„Anonymen Geburt“ auf die Häufigkeit der
Kindstötungen und -aussetzungen zu beur-
teilen; dafür sind diese Fälle zu unterschied-
lich. Die Auswertung der Medienberichter-
stattung erweist sich augenscheinlich als
nicht zuverlässig genug – schließlich kön-
nen dabei leicht einzelne Fälle übersehen
oder mehrfach gezählt werden. Zudem
muss bedacht werden, dass nicht jeder Fall
von Aussetzung oder Tötung entdeckt, ge -
schweige denn medial veröffentlicht wird.
Fernerhin ist zu bemängeln, dass diese Art
der Datenerhebung meist keine Hinweise
auf Situation und Beweggründe der Täterin-
nen liefert. Zudem lässt sich in den Daten
kein eindeutiger Trend erkennen.
Eine Interpretation der Entwicklung der ab -
soluten Häufigkeiten von Aussetzung und
Tötung muss – entgegen gängiger Praxis –
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11 Das Jahr 2004 blieb bei diesen Berechnungen unberücksichtigt, da die Recherchen bereits im 
Mai 2004 beendet wurden.
fälle12 um eine zumindest annähernd reprä-
sentative Studie (vgl. Bauermeister 1994, S. 2ff.).
Für den Betrachtungszeitraum konnten 213
Fälle von Kindstötung, aber nur 137 Tatver-
dächtige ermittelt werden. Die Auswertung
der soziodemographischen und sozioöko-
nomischen Daten der Tatverdächtigen er -
brachte folgende Ergebnisse:
Das Durchschnittsalter der betreffenden
Frauen13 lag bei 22 Jahren, die jüngste Mut-
ter war 14 Jahre und die älteste Mutter 42
Jahre alt. Somit wird annähernd die ge -
samte Spannweite des gebärfähigen Alters
abgedeckt. Ein Viertel der verdächtigten
Frauen war jünger als 17 Jahre und insge-
samt 60 % waren jünger als 20 Jahre. Es
waren also vor allem jüngere Frauen, die
ihr Kind töteten (ebd., S. 20). Insofern ver-
wundert es nicht, dass 56 % der Frauen14
noch bei den Eltern lebten. 27 % hingegen
wohnten mit ihrem Partner zusammen und
alle übrigen entweder allein oder in einem
Wohnheim (ebd., S. 21). Etwa drei Viertel
der Mütter15 waren ledig. Etwas mehr als
ein Fünftel (22,3 %) war verheiratet, wobei
in 10 Fällen Ehemann und Kindsvater iden-
tisch waren (ebd.). Nur 13 % der Frauen16
hatten nicht die deutsche Staatsangehörig-
keit. Da der Anteil der von Ausländerinnen
geborenen Kinder an der Gesamtgebore-
nenzahl in Deutschland in der Zeit von 1980
bis 1989 bei ungefähr zehn Prozent lag, sind
ausländische Frauen unter den Tatverdächti-
gen nicht überrepräsentiert (ebd., S. 22).
Die Angaben hinsichtlich der schulischen
Laufbahn sowie der beruflichen Position der
Frauen sind weniger aussagekräftig, weil
sie nur für 24 bzw. 52 Fälle festgestellt wur-
den. Dennoch kommt Bauermeister zu dem
Schluss, dass Kindstötung keinesfalls nur ein
Delikt von schulisch Minderqualifizierten zu
sein scheint, weil fast die Hälfte der be tref-
fenden Frauen die Realschule oder das Gym-
nasium besucht hatte. Während 21 Frauen
noch in der Berufsausbildung waren, befan-
den sich auch 13 Angestellte (mit stark di-
v ergierendem sozioökonomischem Status),
zehn Arbeiterinnen, drei Hausfrauen und
zwei Selbständige unter den 52 Tatverdäch-
tigen, deren Beruf bekannt ist. Bauermeis-
ter ist daher der Auffassung, dass die meis-
ten von ihnen sozial und finanziell abhän-
gig waren (ebd., S. 22f.).
Hervorzuheben sind die Befunde der Aus-
wertung der Wohnorte17. Fast ein Viertel der
Tatverdächtigen lebte in Großstädten mit
mehr als 100.000 Einwohnern. Ein Fünftel
hingegen in ländlich-dörflichen Gemeinden
mit weniger als 2.000 Einwohnern. Insge-
samt lebten 40 % der Frauen in Gemeinden
mit weniger als 10.000 Einwohnern. Relativ
zur Bevölkerungsverteilung sind Großstäd-
terinnen unter den Tatverdächtigen unterre-
präsentiert: Mit 21 % wohnten die wahr-
scheinlichen Täterinnen überproportional
häufig in ländlichen Gemeinden bis zu
2.000 Einwohnern – insgesamt lebten aber
nur 5,9 % aller Bundesbürger im entspre-
chenden Zeitraum in Gemeinden dieser
Größe (ebd., S. 24). Bauermeister wertet
dieses Ergebnis als Ausdruck einer wahr-
scheinlich stärkeren sozialen Kontrolle
sowie als Folge konservativer Wertvorstel-
lungen in ländlichen Gemeinden.
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12 Kindstötung bezeichnet nach dem 1999 gestrichenen § 217 StGB die Tötung eines Neugeborenen unter oder kurz
nach der Geburt durch seine ledige Mutter. Bauermeister berücksichtigte in seiner Untersuchung zusätzlich die
verheirateten Mütter.
13 Das Alter wurde in 99 Fällen festgestellt.
14 Die Wohnverhältnisse wurden in 84 Fällen festgehalten.
15 Der Familienstand wurde in 94 Fällen erfasst.
16 Die Nationalität wurde in 108 Fällen bestimmt.
17 Dieser ist in 95 Fällen bekannt.
Der Abgleich soziodemographischer Daten
blendet aber einen Faktor aus, der im Falle
von Kindstötung und -aussetzung als zen-
tral anzusehen ist: die psychische Situation
der (werdenden) Mütter.
Gerchow (1957, zit. in Taufkirch 200f, S. 87ff.)
ist der Auffassung, dass die Verdrängung
der Schwangerschaft häufig als die eigentli-
che Ursache für die Tötung des Kindes an -
zusehen ist. Eine unerwünschte Schwanger-
schaft kann Unbehagen und Furcht erzeugen
und in der Folge bestimmte Abwehrreaktio-
nen provozieren. Die Schwangerschaftsver-
drängung ist dabei als typische Verhaltens-
form jener Frauen aufzufassen, die ihrer Auf-
 gabe nicht gewachsen sind. Sie kann sich
dabei sowohl als bewusste Verheimlichung
als auch als unbewusst ablaufende Reakti-
on vollziehen, wobei in letzterem Falle auch
die Option der Abtreibung ausscheidet.
Durch die Verdrängung können auch körper-
liche Hinweise auf die Schwangerschaft
mehr oder minder unterdrückt werden. Oft
fehlen typische Schwangerschaftsanzeichen
(Fortbestehen der Monatsblutung, Fehlen
typischer Schwangerschaftsbeschwerden
wie morgendliche Übelkeit, keine oder nur
schwache Wahrnehmung der Kindesbewe-
gungen, Inexistenz typischer Körperformen
einer Schwangeren). In solchen Extremfäl-
len können selbst Ärzte eine Schwanger-
schaft nicht immer diagnostizieren (vgl.
Wessels 1992, zit. in Taufkirch 2003, S. 90).
Selbst die einsetzende Geburt wird oftmals
nicht erkannt, da zum Beispiel die Wehen als
Verdauungsbeschwerden interpretiert wer-
den. Oft kommt es daher zu schnell ablau-
fenden Sturzgeburten. Selbst der Anblick des
Kindes kann in solchen Situationen in vielen
Fällen keine Zuwendung seitens der Mutter
auslösen, da diese auf Grund der Schwan-
gerschaftsverdrängung noch auf Scheinlö-
sungen vertraut. In der Folge bleiben die
betreffenden Mütter passiv und töten ihr
Kind durch Unterlassung der Hilfeleistung.
Alternativ ist es auch möglich, dass die
kom plexe Notlage durch die Geburt erneut
oder erstmalig akut wird. Ratlosigkeit sowie
Furcht vor Schande und Scham können
während der Geburt die Motivlage der Mut-
ter plötzlich und verstärkt beeinflussen, so
dass es zu einer kurzschlussartigen Aggres-
sion ge gen das Kind kommt (Taufkirch
2003, S. 89).
Auch Rohde (2002) teilt diese Auffassung:
Die „Tötung des neugeborenen Kindes
direkt nach der Geburt wird (...) von Frauen
begangen, die unter einer erheblichen Per-
sönlichkeitsproblematik leiden, wie etwa
einer fehlenden Persönlichkeitsreife oder
mangelnden Bewältigungsmechanismen.
Wenn diese Frauen unerwünscht schwan-
ger werden, sind sie nicht in der Lage,
Hilfsangebote (...) anzunehmen. Verdrän-
gungsmechanismen, sei es aus Angst oder
Scham, führen dazu, dass sie von der Ge -
burt ,überrascht‘ werden. Im Sinne einer
Stress- oder Panikreaktion kommt es dann
möglicherweise zur Tötung des Neugebore-
nen oder zur Aussetzung nach der Geburt.“
Dass es vor allem infolge von unbewusster
Verdrängung oder bewusster Verheimli-
chung der Schwangerschaft zur Kindstö-
tung kommen kann, findet in der bereits
zitierten Stu die von Bauermeister empiri-
sche Bestätigung. Bei 98 Tatverdächtigen
lagen Angaben zur Schwangerschaftsverar-
beitung vor. In nur fünf Fällen wurde die
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Schwangerschaft be wusst erlebt und der
Umgebung mitgeteilt. 42 Frauen hingegen
haben die Schwangerschaft nicht wahrge-
nommen und 51 Frauen haben sie verheim-
licht. Es sei jedoch angemerkt, dass eine
solche isolierte Betrachtung nicht immer
den Tatsachen gerecht wird, da Verheimli-
chung und Verdrängung inein ander über-
greifen können. So gab es zum Beispiel bei
den 51 verheimlichten Schwangerschaften
14 Grenzfälle, denen die Schwan gerschaft
zwar bewusst war, die Geburt aber dennoch
als Überraschung erlebt und teils sogar
anfänglich verkannt wurde.
Allen 93 Frauen, die der Tötung ihres Kin-
des verdächtigt wurden und die die
Schwangerschaft verheimlicht oder nicht
wahrgenommen hatten, war aber gemein,
dass die Schwangerschaftsanzeichen ent-
weder verdrängt oder umgedeutet wurden
(Taufkirch 2003, S. 89f.).
Die Diskussion, ob und in welcher Weise
das Angebot einer „Anonymen Geburt“ sol-
che Fälle verhindern kann, soll hier nicht
aufgegriffen werden. 
Welche Zielgruppen ein solches Angebot er-
reichen kann und wie unterschiedlich die
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ab Mai 2001 2002 2003 bis Novem-
ber 2004
Anonyme Geburten 12 16 15 6
Babyklappen 3 2 2 1
Sonstige 3 Weg- 1 Tötung
legungen
Quelle: Bott/Swientek (2006)
Tabelle 3: Anonyme Geburten/Babyklappe/Weglegung/Kindstötung Wien (2001–2004)
gesellschaftliche Einbettung sein kann, zeigen
die Erfahrungen in anderen europäischen
Ländern. Als ein Land, dessen Kontext der
deutschen Situation eher ähnlich ist, das
aber vor einigen Jahren die Anonyme Ge -
burt eingeführt hat, wird im Folgenden kurz
Österreich vorgestellt. Anschließend zeigt
das Beispiel Frankreichs eine sehr unter-
schiedliche staatliche Position zur Thematik.
4.2 Erfahrungen in Österreich
Für die Entwicklung in Österreich liegen
dank einer Untersuchung im Rahmen des
Beirates zum Wiener Programm für Frauen-
gesundheit einige Daten vor. Im Jahr 2004
stellte die Arbeitsgruppe Anonyme Ge burt
ihren Abschlussbericht vor. Der Be richt gibt
die von der Stadt Wien seit der Einführung
der Anonymen Geburten im Jahr 2001
gesammelten Erfahrungen wieder. Im Fol-
genden werden die wichtigsten Ergebnisse
dieser Dokumentation zusammenfassend
dargestellt, um relevante Vergleichsdaten
und aufschlussreiche Informationen heraus-
zufiltern. Das Fallaufkommen ist ähnlich
wie in Deutschland sehr gering, aber eher
konstant. Insgesamt wurden im Berichts-
zeitraum 49 Anonyme Geburten verzeichnet
(vgl. Tabelle 3).
Kurzbeschreibung der Klientel
Die Lebenssituation der Frauen, welche
anonym entbunden haben, wurde nicht so
differenziert erfasst wie beispielsweise im
Rahmen der Studie von Kuhn. Immerhin ist
bekannt, dass rund ein Drittel der Frauen
bereits Kinder hatte und mit diesen meist
im selben Haushalt lebte. Für ein weiteres
Drittel der meist jüngeren bis sehr jungen
Frauen war es hingegen die erste Geburt.
Die familialen Hintergründe der übrigen
Frauen blieben im Unklaren. Ähnlich wie in
Deutschland waren auch in Österreich alle
Bildungs- und Sozialschichten sowie annä-
hernd alle fertilen Altersgruppen – das Alter
lag zwischen 18 und 40 Jahren – vertreten.
Wirkungen
Die Frauen, die sich zu einer Anonymen
Geburt entschieden haben, gaben an, dass
sie niemals eine Abtreibung beziehungs-
weise Tötung oder Weglegung des Kindes
beabsichtigt hatten. Diese Äußerungen in
Verbindung mit der Tatsache, dass es trotz
des Angebots von Babyklappen und Anony-
mer Geburt zu drei Kindsweglegungen und
einer Tötung kam, lassen die Autoren zu
dem Schluss gelangen, dass man sich von
der Ansicht, Anonyme Geburten könnten
das Leben von Neugeborenen retten, dis-
tanzieren müsse (Wiener Programm für
Frauengesundheit 2004, S. 61).
Anonymitätswahrung versus Adoption
Die österreichischen Frauen haben nur sehr
selten ihre Anonymität aufgegeben. Dies
steht vor dem Hintergrund, dass die Erst-
vorstellung der schwangeren Mütter bei den
zuständigen Sozialarbeiter(inne)n in den
überwiegenden Fällen erst kurz vor der Ge -
burt erfolgte, also eine begleitende Beratung
kaum möglich war. Nur in weniger als 25 %
der Fälle wandte sich die Schwangere zwi-
schen der 20. Schwangerschaftswoche und
der Entbindung an die Einrichtung. Insge-
samt gaben nur zwei der betreuten Mütter
nach der Geburt ihre Identität preis. Die üb -
ri gen Frauen meldeten sich schlicht nicht mehr.
Die Arbeitsgruppe Anonyme Geburt ist der
Auffassung, dass das etablierte Hilfesystem
(z. B. Angebote der sozialen Dienste der
Jugendwohlfahrt) auch alternative Lösun-
gen für die Probleme der Frauen anbieten
hätte können, die schwangeren Frauen hin-
gegen hätten eine Geheimhaltung der
Geburt präferiert (ebd., S. 61f.).
Nach Einschätzung der Autoren hätte in vie-
len Fällen einer legalen Adoptionsfreigabe
nichts im Wege gestanden. Dennoch wurde
diese – trotz ausführlicher Beratungsge-
sprä che – nicht in Betracht gezogen. Erklä-
ren lässt sich dies durch verschiedene, von
den betroffenen Frauen vorgetragene
Hemmnisse: Erstens wird im Falle einer
regulären Entbindung der Arbeitgeber über
die Schwangerschaft informiert, da der
nachgeburtliche Mutterschutzurlaub in An -
spruch genommen werden muss. Zweitens
sind Geburt und Adoption sowohl für das
Kind als auch für die Angehörigen über das
Personenstandsregister in Erfahrung zu
bringen. Die Verbindung zwischen Mutter
und Kind ist somit nicht endgültig beendet,
was den Betroffenen zum Zeitpunkt der
Anonymen Geburt jedoch als sehr wichtig
erscheint. Drittens wirkt der Behördenweg
abschreckend: Das Aufsuchen der Adopti-
onsstelle, des Notariats oder der Beglaubi-
gungsstelle eines Gerichts ist einerseits mit
Aufwand verbunden und steht andererseits
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dem Wunsch nach Anonymität entgegen,
weil sich die Mutter diesen Stellen gegen-
über ausweisen muss. Viertens ist bei einer
regulären Adoptionsfreigabe – nicht zuletzt
auf Grund des Behördenweges – eine stär-
kere Auseinandersetzung mit der eigenen
Situation notwendig als bei Inanspruchnah-
 me der Angebote der Anonymen Ge burt.
Für das Jahr 2003 wird festgestellt, dass die
Zahl der regulär zur Adoption freigegebe-
nen Kinder deutlich zurückgegangen ist und
anstelle dessen deutlich mehr Babys aus
Anonymer Geburt und Babyklappe zur Ad -
option vermittelt wurden.
Gründe für die Anonyme Geburt
Die Gründe für den Wunsch nach anonymer
Mutterschaft ähneln denen deutscher Müt-
ter; von den Betroffenen genannt wurden:
• Gewaltanwendung und Vergewaltigung
• persönliche und wirtschaftliche Situation
• Notwendigkeit der Geheimhaltung vor der
eigenen Familie, um eine (kulturell be -
ding te) Gefahr für das eigene Leben abzu-
wenden
• Angst vor Karriereeinbußen
• Ausbildungssituation
• Beziehung zu einem verheirateten Mann
Einschätzungen der Situation anonym
gebärender Frauen
Die erfragten subjektiven Einschätzungen
der Situation der anonym gebärenden
Frauen durch Dritte brachten allerdings
widersprüchliche Ergebnisse mit sich: Wäh-
rend die Fachkräfte des Jugendwohlfahrts-
trägers in nur fünf Fällen eine Notsituation
(im Sinne einer Gefährdung des physischen
bzw. psychischen Wohls der Frau) feststellen
konnten (ebd., S. 68), kamen alle be frag ten
Fachkräfte aus der Sozialarbeit zu der Auf-
fassung, dass sich alle Frauen in einer
schwierigen Lebenssituation befanden
(ebd., S. 80).
Die Frauen, die im Rahmen der Sozialarbeit
betreut wurden, können folgendermaßen
beschrieben werden:
• Sie sind noch sehr jung.
• Sie haben Probleme mit ihren Eltern oder
ihrem Partner.
• Sie befinden sich in einer schwierigen
ökonomischen Situation.
• Sie sind nicht verheiratet und Angehörige
von Kulturkreisen, in denen ein unehe-
liches Kind ein Tabu darstellt.
• Sie sind zum Teil nicht sozialversichert.
• Bei manchen liegt eine Suchtproblematik
vor.
• Sie scheuen den Aufwand einer Adoption.
Die Einschätzungen Dritter erweisen sich
auf Grund der diskrepanten Einschätzungen
als problematisch und nicht geeignet, um
sich der Situation anonym gebärender
Frauen objektiv anzunähern. Vielmehr legt
das Er gebnis nahe, dass unterschiedliche
Professionen verschiedene Perspektiven
und mög licherweise auch Zugänge zum
Thema haben. Vernachlässigt man diese
methodischen Probleme, so fallen in den
Beschreibungen der österreichischen Klien-
tel einige Parallelen zu den Fällen in
Deutschland auf. Unterschiede zeigen sich
hingegen darin, dass die Österreicherinnen
weniger bereit scheinen, nach der Geburt
die Anonymität aufzugeben. Auch finden
sich Hinweise darauf, dass in manchen Fäl-
len das Angebot zur Anonymen Geburt als
Ersatzoption für die reguläre Adoptionsfrei-
gabe aufgefasst wird.
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4.3 Erfahrungen in Frankreich
Während die Anonyme Geburt in Österreich
und Deutschland zwar möglich, aber nicht klar
geregelt ist, gibt es in Frankreich eine recht-
liche Absicherung: Seit 1993 haben Frauen
in Frankreich das verbriefte Recht auf eine
Anonyme Geburt (vgl. Bonnet 1999). Dies
ist allerdings nicht der einzige Unterschied,
Frankreich kann auf eine lange Tradi tion
öffentlicher Zuständigkeit für Ge burten und
Kinder zurückblicken: 1793 wurde erstmalig
festgelegt, dass der Staat die Kos ten der
Entbindung übernimmt und die Mut ter
ihren Namen geheim halten darf. 1941 wur-
de schließlich von der Vichy-Regierung das
auch heute noch gültige Gesetz zur An ony-
men Geburt erlassen, um Frauen eine Alter-
native zur Abtreibung zu bieten, die zur da -
maligen Zeit mit der Todesstrafe be legt war. 
Die Einführung der Anonymen Geburt 1941
stellte eine soziale Notwendigkeit dar: Wäh-
rend der Besatzungszeit wurden in Frank-
reich ca. 200.000 „Kinder der Schande“ ge -
boren, deren Mutter eine Französin und
deren Vater ein deutscher Wehrmachtssol-
dat war. Diese „Bastarde“ und deren Mütter
waren sozial geächtet, weil sie sich mit dem
Feind eingelassen hatten. Da die Abtrei-
bung von Embryonen mit arischer Abstam-
mung zur damaligen Zeit verboten war,
wurde von der Vichy-Regierung alternativ
die Anonyme Geburt eingeführt. In den ers-
ten Jahren nach dem Krieg wurden jährlich
ca. 10.000 Kinder anonym zur Welt ge -
bracht. Seit den 90er Jahren ist die Zahl der
Anonymen Geburten stetig rückläufig. Be -
lief sie sich 1990 noch auf ca. 780, so betrug
sie 1999 „nur“ noch ca. 560. 
Mit dieser langen Tradition dürfte in Frank-
reich auch eine geringere gesellschaftliche
Ächtung oder Problematisierung des Phä-
no mens korrespondieren. Dafür spricht ein
re lativ hohes Fallaufkommen im Vergleich
zu den deutschsprachigen Ländern: So ge -
hören derzeit zirka 400.000 Menschen der so-
 genannten „Generation X“ an, weil sie ano-
nym („sous x“) geboren wurden. Viele die-
ser Menschen leiden darunter, nichts über
ihre leiblichen Eltern zu wissen. In eigens ge -
gründeten Interessenverbänden fordern sie
die Abschaffung des Rechts auf Anonyme
Geburt. Durch zahlreiche De mon s trationen
und Medienauftritte gelang es im Jahr 2002
schließlich, eine Reform der Anonymen Ge -
burt durchzusetzen (Gremmel 2004, S. 50).
Im Zuge der Reform wurde zur Verwaltung
der Anonymen Geburten die Zentralstelle
„Conseil national pour l’accès aux origines
personelles“ eingerichtet. Diese Behörde
fordert die anonym gebärende Mutter dazu
auf, in einem ge schlossenen Umschlag
Angaben zu ihrer Person und zu derjenigen
des Kindsvaters zu hinterlegen. Allerdings
basieren diese Angaben auf Freiwilligkeit
und dürfen nicht erzwungen werden. Unab-
hängig davon wird ein Dossier mit allgemei-
nen Informationen (z. B. über physische,
psychische und kulturelle Merkmale) der
Mutter angelegt. Alle Unterlagen werden in
der Zentralstelle verwahrt und sind Dritten
nicht zu gänglich. Zu einem späteren Zeit-
punkt kann das Kind einen Antrag auf
Offenlegung dieser Informationen stellen.
Die Behörde versucht dann, in Kontakt mit
der leiblichen Mutter zu treten, um ihr Ein-
verständnis zur Aufhebung der Anonymität
zu erbitten. Erklärt sich die Mutter jedoch
nicht einver standen, so muss das Kind auch
weiterhin ohne Kenntnis seiner Abstam-
mung leben. Frankreich hält also an der
Anonymen Geburt fest, will aber durch
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deren Modifizierung die Endgültigkeit der
Anonymität nach Möglichkeit vermeiden
(ebd., S. 50f.).
Die lange Tradition, die rechtliche Absiche-
rung und – mit beidem verbunden – die
größere empirische Relevanz schlagen sich
auch in einer stärkeren wissenschaftlichen
Aufarbeitung nieder: In Frankreich existie-
ren deutlich mehr und auch umfassendere
quantitative wie qualitative Studien zum
Thema. Obgleich durch den stark differen-
ten gesellschaftlichen Kontext Vergleiche
nur mit großer Vorsicht angestellt werden
können, ist es für unsere Betrachtung
gleichwohl von großem Interesse, welche
Erfahrungen hier vorliegen.
Charakteristika der Klientel
Die Soziologin Lefaucheur führte im Jahr
1999 in 47 Entbindungsheimen und in wei-
teren 32 Geburtshilfeeinrichtungen eine
Umfrage zur Situation anonym gebärender
Frauen durch. Sie ermittelte, dass in den
untersuchten Einrichtungen zwischen 1994
und 1998 1.329 Anonyme Geburten durch-
geführt worden sind.
In zwei Dritteln dieser Fälle waren die Mütter
unter 25 Jahre alt, jede zehnte Mutter war
noch minderjährig. Mehr als ein Viertel ging
noch zur Schule oder studierte. Die Hälfte
der Mütter, die anonym entbunden haben,
war auf Arbeitssuche oder hatte keinen Be -
ruf. Somit hatten sie zumeist keine ausrei-
chenden finanziellen Ressourcen und konn-
ten nicht selbst für ihren Unterhalt aufkom-
men. Die Studie verweist aber auch auf
eine nicht zu vernachlässigende Minderheit
(keine Zahlenangaben), die einem gehobe-
nen Milieu oder der Mittelschicht angehörte.
Vier Fünftel der Frauen waren nicht verhei-
ratet (vgl. Lefaucheur 2002, S. 5).
Persönliche Hintergründe und Probleme
Je nach Wohnverhältnissen und Familien-
stand hatten die Frauen mit spezifischen
Problemen umzugehen. Diese stark situati-
ven Bedingungen werden als wichtige Ein-
flussfaktoren auf die Entscheidung zur Ano-
nymen Geburt gewertet (ebd.). Beispiels-
weise lebte jede vierte Frau noch bei ihren
Eltern. Nur etwa jede zehnte Betroffene
wohnte mit einem Partner zusammen.
Darunter finden sich junge, studentische
Paare, Paare in schwierigen finanziellen
Situationen und Paare mit Gewalterfah-
rung. Weitere 10 % der Frauen hatten sich
von ihrem Partner getrennt oder waren ge -
schieden. Diese Frauen waren in der Regel
über 35 Jahre alt, hatten bereits mehrere
Kinder und sahen sich mit großen sozio-
ökonomischen Schwierigkeiten konfrontiert.
Je nach Departement war in 4 bis 10 % der
Fälle die Schwangerschaft die Folge einer
Vergewaltigung, dabei handelte es sich in
drei Fällen um ein Inzestvergehen.
Insgesamt kann festgestellt werden, dass
die Frauen, die sich für eine Anonyme Ge -
burt entschieden, dies meist aus einer Kom-
bination folgender Gründe taten:
• Abhängigkeit von den Eltern
• mangelnde soziale Unterstützung
• finanzielle Schwierigkeiten
• Probleme oder gar Gewalt in der Bezie-
hung zum Kindsvater
Für die Autorin ist nicht in allen Fällen nach-
vollziehbar, warum es den Frauen wichtig
war, anonym zu entbinden. Sie glaubt, dass
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man den Müttern möglicherweise auch mit
einem Adoptionsverfahren ohne Anonymi-
tät hätte helfen können. Angesichts der
Schwierigkeiten, persönliche Motivlagen zu
beurteilen, soll auf diese Alternativen noch
etwas eingegangen werden.
Anonymität statt Adoption
Diese schwierige Frage wird von Bonnet
(1999) aufgeworfen, wobei sie psychologi-
sche und soziale Faktoren in den Vorder-
grund ihrer Betrachtung stellt. Sie stellt
fest, dass die Gesellschaft „nicht akzeptiert,
dass Frauen sich weigern, ihr Kind nach der
Geburt anzunehmen.“ (Bonnet 2001) 
Solange die Abgabe eines Kindes als Verstoß
gegen die gesellschaftliche Normvorstel-
lung sanktioniert wird, wählen die Frauen
die Anonymität (Bonnet 1988, zit. in Tauf-
kirch 2003, S. 73). Die gesellschaftliche
Norm erklärt sich dabei durch die dominie-
rende Vorstellung einer natürlichen Entste-
hung der Mutterliebe durch Schwanger-
schaft, Geburt und Stillzeit (Bonnet 1999).
Die Wirksamkeit sozialer Normen kann so -
mit als ein Erklärungsfaktor dafür herange-
zogen werden, warum sich Mütter für die
Anonymität und gegen die Adoption ent-
scheiden – nicht aber dafür, warum es über-
haupt zur Weggabe des Kindes kommt.
Bonnet hingegen ist der Meinung, dass in
erster Linie psychologische Faktoren und
nicht etwa materielle oder wirtschaftliche
Gründe dafür verantwortlich sind, dass eine
Frau die Mutterschaft nicht übernimmt (ebd.).
Analog zu Gerchow verweist auch Bonnet
hier auf die Schwangerschaftsverdrängung,
welcher häufig eine erst kurz zurückliegen-
de Misshandlung (Vergewaltigung, sexuel-
ler Missbrauch, Inzest) oder eine (körperli-
che, sexuelle oder psychische) Misshand-
lung in der Kindheit zu Grunde liegt.
Anonymität als Lebensschutz
Die Arbeitsgruppe des „Ministère de l’Em-
ploi et de la Solidarité“ um Fériel Kachoukh
untersuchte 517 anonym abgebende Mütter.
Sie stellt in ihrem Bericht fest, dass keine der
Befragten von Mordimpulsen berichtet hätte.
Bei der Suche nach den der Schwanger-
schaftsverleugnung zugrunde liegenden
Traumatisierungen konnten nur in 2 bis 10 %
der Fälle Hinweise auf eine „schreckliche
Kindheit“, auf Missbrauch, Vergewaltigung
oder Inzest gefunden werden. Die Arbeits-
gruppe gelangte daher zu der Überzeugung,
dass nur bei einer kleinen Gruppe der ano-
nym gebärenden Frauen von einer Schwan-
gerschaftsverleugnung im tatsächlichen
Sinn und daher von einer Gefahr für das
Leben des Kinds auszugehen sei (vgl.
Gremmel 2004, S. 176f.). Viel bedeutender
hingegen seien materielle Not und soziale
Isolation als Ursache für die Verheimlichung
der Schwangerschaft (ebd.).
4.4 Zusammenfassung
Insgesamt lässt sich festhalten, dass die in -
dividuellen Hintergründe und Motivationen
der Hilfe suchenden schwangeren Frauen
stark ausdifferenziert sind. Dabei treten je -
doch immer wieder soziale und/oder wirt-
schaftliche Abhängigkeitsverhältnisse in
den Vordergrund, welche den Wunsch nach
Anonymität bestimmen. In verschiedenen
Situationen, die durch psychosoziale und/
oder ökonomische Notlagen geprägt sind,
scheint die „Anonyme Geburt“ für Frauen
durchaus ein probates Hilfsangebot darzu-
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stellen. Dabei konzentriert sich die Unter-
stützung nicht lediglich auf die Übernahme
der Verantwortung für das Kind, sondern
auch auf psychosoziale Beratung und Be -
treuung. Abgesehen davon, dass damit in
einem Teil der Fälle eine Alternative zur
Anonymität gangbar gemacht wird, ist dies
eine wichtige Hilfe für Schwangere in einer
sehr schwierigen Entscheidungssituation.
Beides können andere Angebote wie z. B.
die Babyklappe nicht leisten. 
Die vorliegenden Studien thematisieren die
Möglichkeit einer „missbräuchlichen“ Nut-
zung, etwa dass sich Eltern der Verantwor-
tung entziehen oder dass Schwangere zur
Nutzung gedrängt oder gar gezwungen
werden. Dabei zeigen die unterschiedlichen
Ansätze und Ergebnisse vor allem, wie
schwer es ist, in diesem Bereich von „Miss-
brauch“ zu reden oder die Bedeutung der
Notlage zu wägen. 
Die schwierige und heftig diskutierte Frage,
ob und in welchem Maße durch das Ange-
bot der „Anonymen Geburt“ Leben gerettet
wird, da andernfalls die Aussetzung oder
Tötung der Kinder zu befürchten stünde,
wird in den Berichten eher verneint. Aller-
dings sind die Indikatoren, welche für bzw.
gegen diese These angeführt werden, alles
andere als solide. Datenvergleiche über Fall -
aufkommen sind angesichts der sehr ge rin-
gen Zahlen im deutschsprachigen Raum
wenig aussagekräftig und direkte Fragen an
die Betroffenen, ob sie eine Kindstötung
erwogen hätten, scheinen methodisch mehr
als fragwürdig.
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5.1 Entstehung und Konzeption
Im Herbst 1999 wurde das Projekt Moses
durch Maria Geiss-Wittmann, der Vorsitzen-
den des SkF Amberg, ins Leben gerufen und
vorerst als Angebot der persönlichen Über-
gabe eines Neugeborenen konzipiert. Etwa
ein Jahr später etablierte sich die „Anony-
me Geburt“ als fester Bestandteil des Pro-
jektes. Nach dem Ausstieg der katholischen
Kirche aus dem gesetzlichen System der
Konfliktberatung Ende 2000 und dem damit
verbun denen Verlust der staatlichen Aner-
kennung der Beratungsstellen des SkF wurde
das Kon zept bei dem neu ge schaffenen Träger
Donum Vitae in Bayern e.V. etabliert. Somit
steht dem Personal weiterhin grundsätzlich
ein Zeugnisverweigerungsrecht zu und es
kann be ratenen Frauen Anonymität zusi-
chern. Im Hinblick auf die Beratung im Kon-
text einer „Anonymen Geburt“ wird an ge-
sichts der un sicheren aktuellen Rechtssitua-
tion auf ein spezielles Konstrukt zurückgegrif-
fen, um einen möglichst umfassenden
Lebensschutz für das Kind zu gewährleis-
ten. Hierbei wird auf die Anonymitätsgaran-
tie für Frauen verwiesen, welche im Rah-
men der Schwangerenkonfliktberatung
gewährleistet ist. Dieser Schutz erstreckt
sich auch auf Frauen, die Rat zur Möglich-
keit einer „Anonymen Ge burt“ suchen. Hin-
sichtlich der Ent bindung und Unterstützung
nach einer Ge burt he ben die Anbieter und
Befür worter der „Anonymen Geburt“ her-
vor, dass das Recht auf Leben und körperli-
che Unversehrtheit das höherrangige
Rechtsgut sei. Im Zweifelsfalle müsste die-
sem das Ab stam mungsrecht untergeordnet
werden. Die Ar gumentation geht davon
aus, dass durch das An gebot einer „Anony-
men Geburt“ das Le bensrecht zur Geltung
komme und geschützt werde. Die „Anony-
me Geburt“ oder Kindesabgabe biete eine
Alternative zu Abtreibung, Kindstötung und
auch Kindesaussetzung. Diese Möglichkeit
wird von den Beratungseinrichtungen
gewährt und unter Berufung auf das Ano-
nymitätsrecht der Frau sowie das Zeugnis-
verweigerungsrecht der Beratungskräfte
abgesichert. Dabei wird auch davon ausge-
gangen, dass sich dieses Recht auch auf
weitere beteiligte Einrichtungen – insbeson-
dere Kliniken – erstreckt. Durch das Ange-
bot einer ordentlichen medizinischen Ver-
sorgung werde außerdem die Gesundheit
von Kind und Mutter geschützt.
Darüber hinaus soll die längerfristige Be glei-
tung der Mutter im Rahmen des Moses-Pro-
jektes dazu beitragen, dass dieser Möglich-
keiten und Perspektiven eröffnet werden, die
es ihr erlauben, sich zu ihrem Kind zu be -
kennen. Wird dies nicht erreicht, so werde
zumindest eine verlässliche Versorgung des
Kindes sicher gestellt. Durch die Begleitung
der Mütter weiß die Beratungsstelle um den
Verbleib des Kindes und kennt dessen Her-
kunft, so dass auch später noch eine Kon-
taktaufnahme möglich wäre. Dies diene so -
mit auch dem Interesse des Kindes, Kennt-
nisse über seine Abstammung zu erlangen.
Das Konzept des Amberger Moses-Projektes
wurde inzwischen auch von allen 18 Be ratungs-
stellen des Trägers Donum Vitae e.V. über-
nommen. Bayernweit bieten etwa zehn Kran-
kenhäuser in Kooperation mit dem Träger die
Möglichkeit der anonymen Entbindung an.
Charakteristisch für das Moses-Projekt sind
vor allem die folgenden drei Punkte (vgl.
Kuhn 2005, S. 157 f.):
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• Die Nutzung des bereits bestehenden Net-
zes von Hilfsmöglichkeiten für schwangere
Frauen sowie eigene fachliche Standards
bezüglich der Konfliktberatung und der da -
mit verbundenen direkten Kontaktaufnahme
zu den hilfesuchenden Frauen wird durch
die Angliederung an bereits bestehende
staatlich anerkannte Schwangerschafts-
konfliktberatungsstellen ge währleistet.
• Es grenzt sich vom Konzept der Babyklap-
pen ab, da die Einführung des einheitli-
chen Notrufes und die damit verbundene
ständige Erreichbarkeit die Babyklappen
überflüssig erscheinen lassen.
• Es werden so genannte „Schutzbriefe“
eingeführt – eine Erklärung, die von
Donum Vitae ausgestellt wird –, um im
Krankenhaus eine reibungslose Kommu-
nikation zu gewährleisten und die Einge-
bundenheit der Frau in das Konzept des
Moses-Projektes zu dokumentieren.
Die Möglichkeit der „Anonymen Geburt“
wird – neben der Schwangerschaftskonflikt-
beratung – als zusätzliche Option für den
Le bens schutz verstanden. In Form von ziel-
grup pen bezogener bedarfsgerechter Hilfe –
wie zum Beispiel durch prozessorientierte
anonyme Beratung, Hilfe und Begleitung –
ar beiten die Vertreter der Einrichtungen mit
Frauen in extremen Notsituationen. Das nie d-
rigschwellige Angebot soll diese Frauen mög-
 lichst schon während der Schwangerschaft
erreichen, ihnen individuelle, fach lich quali-
fizierte Beratung und Hilfen anbieten (ano-
nyme Untersuchungen, Wohnmöglichkeiten,
Begleitung der Frau bei einer „Anonymen
Geburt“ in einem Krankenhaus) und eine
ge regelte Übergabe des Kindes er möglichen.
Auch Frauen, die ihr Kind allein geboren ha -
 ben und sich ebenfalls in einer sehr schwie ri-
gen Notlage befinden, sollen durch das
Pro jekt angesprochen werden. Ihnen soll
ein Hilfsangebot unterbreitet werden, um
eine legale und praktikable Lösung (z. B.
Inobhut nahme des Kindes) für den Einzel-
fall zu finden.
Wenn die Mutter nach der anonymen Entbin-
dung und Entlassung aus dem Krankenhaus
nicht weiß, ob und wie sie mit dem Kind
leben kann, wird das Kind durch das Moses-
Projekt anonym in Obhut genommen und
zunächst in einer geprüften und betreuten
Pflegefamilie untergebracht (Be reitschafts -
pflege). Für die Mutter besteht dort die
Möglichkeit, ihr Kind zu besuchen. Die Pfle-
ge eltern unterliegen der Schweigepflicht.
Der Ablauf der Beratungsarbeit innerhalb
des Moses-Projektes erfolgt gezielt und
nach einem festgelegten Konzept. Ein gere-
gelter Ablauf soll ein einheitliches Vorgehen
aller Einrichtungen gewährleisten:
1. Eine Frau ruft beim Moses-Projekt an.
2. Es wird ein Treffpunkt vereinbart.
3. Die Frau wird ins Krankenhaus begleitet.
4. Die Beratungskraft händigt der Frau den
Brief „An die abgebende Mutter“ aus und
bespricht mit ihr die Abgabe des Kindes.
5. Es erfolgt keine Meldung des Kranken-
hauses an das Standesamt.
6. Das Krankenhaus übergibt den Geburts-
schein an das Moses-Projekt.
7. Das Vormundschaftsgericht bestellt auf
der Grundlage des Geburtsscheins
einen Vormund, der die Rechte des Kin-
des wahrnimmt.
8. Das Kind kommt für acht Wochen in
Bereitschaftspflege.
9. Erst wenn nach acht Wochen keine an d e re
Rückmeldung der Mutter vorliegt, wird
das Kind in Adoptionspflege gegeben.
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10. Nun wird das übliche Adoptionsverfah-
ren eingeleitet und das Kind erhält den
Namen der Adoptiveltern.
Zur Erreichung der Projektziele und zur
Sicherstellung eines professionellen Vorge-
hens der Beratungskräfte im Moses-Projekt
wurden spezielle Unterlagen und Doku-
mente entwickelt:
• Ein Arbeitspapier für die Regelung der
„Anonymen Geburt“ bei Donum Vitae,
welches das Personal über das Prozedere
und die Rahmenbedingungen informiert.
• Der Brief „An die abgebende Mutter“, wel-
cher diese nochmals über ihre Möglichkei-
ten im Kontext und nach einer „Anony-
men Geburt“ informiert.
• Der Schutzbrief des Moses-Projekts für
das Krankenhaus.
• Der Ablaufplan für die kooperierenden
Krankenhäuser, der das Vorgehen im Rah-
men der Kooperation sichert.
• Der Bogen „Persönliche Angaben für das
Kind“ soll dazu anregen, dass die Mutter
sich dem Kind mitteilt und/oder ihm wich-
tige Informationen zur Verfügung stellt.
Das Kind erhält einen Vormund, welcher die
Rechte des Kindes wahrnimmt. Bis zu acht
Wochen nach der Geburt verbleibt das Kind
in der Pflegefamilie. Danach wird es – so -
fern die Mutter weiter anonym bleiben will
– in einer Adoptionsfamilie mit dem Ziel
der Ad option untergebracht. In dieser
Bedenkzeit kann die Frau ihre Anonymität
aufgeben und
• danach das Kind zur Adoption, ggf. zu
einer sogenannten „offenen Adoption“
freigeben (§1747 BGB),
• das Kind in Pflege geben
• oder das Kind zu sich nehmen. In letzte-
rem Fall wird die Vormundschaft für das
Kind aufgehoben.
Bleibt die Frau anonym, wird das zuständi-
ge Gericht nach einer Adoptionspflegezeit
(i.d.R. 1 Jahr) und nach Prüfung durch das
zuständige Gericht unter Beteiligung des
örtlich zuständigen Jugendamtes auch
ohne schriftliche Einwilligung der Frau
(§1747 Abs. 4 und §1752 BGB) die Adoption
aussprechen, wobei es ggf. die Einwilligung
ersetzen kann. Dieser Entschluss ist endgül-
tig und bis auf eng begrenzte Ausnahmefäl-
le nicht mehr rückgängig zu machen. Alle
Rechte und Pflichten, die bisher die leibli-
che Mutter hatte, erlöschen und gehen
auf die Adoptiveltern über. Die betroffenen
Frauen können sich aber, wenn sie zu
einem späteren Zeitpunkt Information über
ihr Kind wünschen, jederzeit und unbefris-
tet erneut an das Moses-Projekt wenden.
Auch Mitteilungen an das Kind in mündli-
cher oder schriftlicher Form können beim
Moses-Projekt abgegeben werden.
An dieser Stelle soll noch ein kurzer Hinweis
auf die verschiedenen Möglichkeiten der
Adoption gegeben werden. Bislang wurden
Adoptionen zumeist unter Wahrung des In -
kognitos durchgeführt, so dass die leiblichen
Eltern nur sehr allgemeine Informationen
über die Adoptiveltern erhielten. Sie hatten
ab dem Zeitpunkt der Adoption auch kein
Recht, über die weitere Entwicklung ihres Kin-
 des informiert zu werden. Die strikte Trennung
ist für alle Beteiligte aber auch mit Nachtei-
len verbunden, weshalb sowohl seitens der
Kinder wie auch der leiblichen und Adoptiv-
eltern Kritik an dieser Situation und der
Wunsch nach Informationen oder Kontakten
geäußert wurden. Bei der sogenannten of-
f enen Adoption dagegen wird diesen Be -
dürfnissen entsprochen, indem beide Fami-
lien sich kennen lernen und damit Kontakt
und Austausch herstellen können. „Die der-
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zeit häufigsten Formen der Gestaltung von
Adoptionsverhältnissen in der Praxis sind
schrittweise Öffnungen des Inkognitos bzw.
,halboffene‘ For men der Adoption. Dabei
tauschen Adoptiveltern und Herkunftseltern
wechselseitige Informationen, Fotos und
Geschenke über das Jugendamt aus oder
sie stehen in anonymem brieflichem Kon-
takt zueinander.“ Auf Grund des sogenann-
ten „Adoptionsgeheimnis“ beruht die Öff-
nung auf der Bereitschaft der Adoptiveltern
und kann nicht erzwungen, vertraglich ver-
einbart oder gerichtlich durchgesetzt wer-
den (Bayerisches Landesjugendamt).
5.2 Erfahrungen mit dem Moses-Projekt 
in Bayern
Zielsetzung dieser Vorstudie war es zum einen,
den Informationstand zum Themenbereich
„Anonyme Geburt“ zu sondieren. Zum ande-
ren sollte eine erste Analyse der Zielerrei-
chung und der Relevanz des Mo dellprojek-
tes versucht werden. Um Einblick in die
Arbeitswei se und die Be deutung des Projekts
zu erlangen, wurden die Einrichtungen in
Bayern kontaktiert und um Informationen
gebeten. Wie be reits mehr fach thematisiert,
ist es grundsätz lich sehr schwierig und im
Rahmen unserer Ko operation nicht möglich
gewesen, die Be trof fenen selbst zu kontak-
tieren und zu be fragen. Somit bleibt nur
der Zugang über das Beratungspersonal.
Die Basis unserer Ausführungen über die
Betroffenen ist so mit gefiltert und zudem
unvollständig. In Er mangelung anderer
Mög lichkeiten soll diese Quelle jedoch
genutzt werden, um einen ersten Einblick in
die Lebenssituation be troffener Frauen zu
gewinnen und um erste Anhaltspunkte
dafür zu erlangen, unter welchen Umstän-
den eine „Anonyme Geburt“ als einzig
mögliche Option erscheint und unter wel-
chen Bedingungen es den Frauen möglich
ist, zu ihrer Mutterschaft zu stehen.
Vorgehensweise
Im Rahmen der vorliegenden Vorstudie wur de
eine Befragung der bayerischen Be ratungs-
stellen von Donum Vitae zum Angebot der
„Anonymen Geburt“ durchgeführt. Dabei
sind zwei Zugänge zu unterscheiden: Zum
einen wurden die Stellenleitung und die
Beratungs kräfte gebeten, ihre persönliche
Be wertung der Arbeit im Projekt abzuge-
ben. In diesem Zusammenhang wurde
auch nach dem Ab lauf und der Bedeutung
des Angebots ge fragt. Hiermit sollte eine
Einschätzung der Möglichkeiten, aber auch
der Schwierigkeiten, die mit der Beratung
zur „Anonymen Geburt“ verbunden sind,
erfolgen. Zum anderen wur den von diesen
Stellen Falldokumentationen zu den berate-
nen Frauen erbeten. Damit soll ten der Hin-
tergrund und die Motive, wel che Frauen
dazu bewegen, eine „Anonyme Ge burt“ zu
erwägen, näher bestimmt werden. 
In einem dreiteiligen Fragebogen wurden
zunächst Kontaktinformationen der Einrich-
tungen, in einem zweiten Block Angaben
zur „Anonymen Geburt“ in der jeweiligen
Einrichtung erfragt – der Zeitpunkt der Ein-
führung der „Anonymen Geburt“ und die
Fallzahl seit der Einführung. Der dritte Block
ermittelte differenziert die Einschätzung des
Be ratungspersonals. Dazu wurden in einem
leitfadengestützten Fragebogen die Ein-
schät zung der Beratungssituation und der
rechtlichen Lage sowie der Situation der
Frauen und deren Charakteristika ermittelt.
In diesem Kontext wurde versucht, einen
Einblick in das Beratungsaufkommen zum
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Thema „Anonyme Geburt“ zu bekommen.
Im Hinblick auf die Beratung selbst wurden 
Um fang und Ablauf sowie mögliche Ände-
rungen im Arbeitsalltag der Institutionen
angesprochen. Ferner wurde eine Einschät-
zung der rechtlichen Situation, der Relevanz
des Angebots und der Form der Öffentlich-
keitsarbeit erbeten. Die Situation und eine
Charakterisierung der Frauen, die sich zum
An gebot der „Anonymen Geburt“ beraten
lassen, sollte durch eine Beschreibung der
Be sonderheiten im Hinblick auf Unterschie-
de zu den sonstigen Klientinnen der
Schwan gerenberatung abgebildet werden.
Die Falldokumentationen von Frauen, die sich
zur „Anonymen Geburt“ be raten ließen,
fokussierten vier Themenbereiche: Eine Cha-
rakterisierung der Frau durch die Be schrei-
bung ihres sozialen Hintergrundes, ihrer Be -
ziehung zu Partner und Herkunftsfamilie und
weiterer soziodemographischer und sozio-
psychographischer Merk male. Zweitens
wurden die Unterstützungspotentiale der
Frau erfragt, d. h. von wem sie in der spezi-
fischen Situation Beistand erhalten könnte.
Die Ermittlung der Umstände, wel che die
Frau eine „Anonyme Geburt“ in Erwägung
zie hen ließen, wurde in einem dritten Punkt
er forscht. Viertens wurde der Ab lauf der
Beratung und Begleitung durch die Projekt-
stellen und das Schicksal des Kindes ermittelt.
Zwar wurde das Angebot der „Anonymen
Geburt“ bis November 2002 in allen 18
bayerischen Donum Vitae-Beratungsstellen
fest installiert, doch hat seither nicht jede
dieser Stellen Erfahrung mit Frauen, die
sich für diese Möglichkeit entscheiden oder
auch nur interessieren. Aus diesem Grund
konnten nur 15 Beratungsstellen über ihre
Erfahrungen mit dem Moses-Projekt berich-
ten. Von diesen Stellen wurden insgesamt
30 Falldokumentationen erstellt.
5.2.1 Einschätzung der Beratungsstellen
Die Einschätzung der Beratungsstellen er folg te
auf der Basis eines schriftlichen Fragebogens.
Die Konzeption wurde mit dem Beratungs-
personal abgestimmt und der Fragebo gen
wurde sodann per E-Mail an alle Donum-Vi tae-
Einrichtungen versandt. Im Folgenden wer-
den die Haltungen der Antwortenden zu den
einzelnen Themenbereichen kurz vorgestellt.
Bewertung der rechtlichen Situation
Die aktuelle Rechtslage wird von den Bera-
tungsstellen als problematisch angesehen.
Von der unsicheren Rechtslage betroffen
sind auf der einen Seite die Frauen selbst,
die in der Angst einer strafrechtlichen Ver-
folgung nicht den Schritt zu einer „Anony-
men Geburt“ wagen, sowie auf der ande-
ren Seite die in volvierten Behörden. Als
wünschenswerte Veränderungen wird daher
die Legalisierung im Personenstandsgesetz
genannt, um die Sicherheit und Straffreiheit
von Beratungsfachkräften, Ärzteschaft und
Geburtshilfe zu gewährleisten.
Obgleich sich die Beratungsstelle auf die
juristische Unterstützung durch den Donum
Vitae Landesverband Bayern e.V. verlassen
kann, scheint die rechtliche Situation für die
Frauen unzureichend geregelt. In diesem
Zusammenhang scheint die Gefahr gege-
ben, dass Frauen aus Mangel an Alternati-
ven ihr Kind heimlich gebären, unter Um -
ständen sogar töten oder aussetzen.
Auch wenn sich die meisten Beratungsstellen
für eine Legalisierung der „Anonymen Geburt“
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aussprechen, gibt es kritische An merkungen
zu einer entsprechenden Regelung. Diese
beziehen sich auf die Verletzung des Rechts
des Kindes auf Kenntnis seiner Abstammung.
Dies sollte nur in wirklich gravierenden Fäl-
len und außergewöhnlichen Notsituationen
in Kauf genommen werden. Dabei handelt
es sich um eine schwierige Güterabwägung,
denn es könne nicht letztlich geklärt werden,
ob die Mutter wirklich keine andere Mög-
lichkeit hat, als das Kind anonym zu entbin-
den. Die Gefahr eines „Missbrauchs“ des
Angebotes er scheint geringer, wenn früh-
zeitig Kontakt zur Schwangeren besteht.
Die Beratungsstellen berichten in diesem
Kontext von Problemen mit Behörden
(Jugendamt, Vormundschaftsgericht, Stan-
desamt), durch die sich die Abwicklung der
Fälle erschwert und kompliziert hätte. In
Einzelfällen haben sich die Stellen sogar
ganz dem Projekt verschlossen.
Position zur Adoptionsvermittlung
Ein Prinzip des Moses-Projektes ist die Tren-
nung von Beratung und Begleitung bei der
„Anonymen Geburt“ und der Adoptionsver-
mittlung. Diese wird daher nicht – wie bei
anderen Einrichtungen (z. B. SkF) – im An -
schluss an eine „Anonyme Geburt“ von den
betreuenden Beratungsstellen selbst orga-
nisiert. Vielmehr dient die Übergabe des
Kindes in eine achtwöchige Bereitschafts-
pflege der strikten Trennung zwischen der
Beratung eines Moses-Falles und der Adopti-
onsvermittlung. Während dieser Zeit, die
zu gleich ein Art Bedenkzeit für die Mutter
darstellt, wird für das Kind ein Vormund be -
stellt, der dessen Rechte wahrnimmt. Die
Adoptionsvermittlung wird einem anderen
Träger überantwortet, zu dem die Beratungs-
 stellen eine Kooperation aufgebaut haben.
Die Befragten sprachen sich einmütig und
strikt gegen eine Koppelung der Aufgaben-
felder aus. Liegen Adoptionsvermittlung und
Beratung in einer Hand, so besteht die Ge -
fahr einer Interessenkollision, beispielswei-
se die Gefahr, dass die Einrichtung stärker
in Richtung „Anonyme Geburt“ berät, wenn
adoptionswillige Eltern vorhanden sind. Um
Probleme dieser Art von vornherein auszu-
schließen, ist der einstimmige Tenor der 
Be ratungsstellen, dass die Trennung von
Schwangerenberatung und Adoptionsver-
mittlung aufrecht erhalten werden soll. So
kann die Beratungsstelle sich in erster Linie
um die Interessen der Mutter kümmern,
währ end die Jugendhilfeeinrichtungen für
das Wohl des Kindes eintreten. Dadurch kann
eine größtmögliche Unbefangenheit der
Be ratung und Transparenz und Verschwie-
 genheit nach außen gewährleistet werden.
Umfang der Begleitung
Zu den Aufgabenbereichen der Beratungs-
stellen zählt die Information von Frauen, de-
ren Beratung, Begleitung und Versorgung
sowohl während der Schwangerschaft als
auch nach der Geburt des Kindes. Nach einer
Kontaktaufnahme mit der betreffenden Be ra-
 tungsstelle bekommen die Frauen entspre-
 chendes Informationsmaterial und können
sich in Einzelgesprächen telefonisch und per-
sönlich beraten lassen. In diesem Zu sammen-
 hang werden die Frauen auch über gesetzli-
che Ansprüche und Leistungen in formiert,
die sie in Anspruch nehmen können. Darun-
ter fallen beispielsweise Auskünf te über den
Mutterschutz, die Elternzeit und finanzielle
Hilfen, wie z. B. Sozialhilfe, Erziehungs- und
Wohngeld. Zentrales Aufgabengebiet ist die
Aufklärung der Frauen über mögliche Optio-
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nen, wie das Aufwachsen des Kindes gestaltet
werden kann. Dazu zählen Informationen
zum Adoptions- und Pflegekindwesen. Fer-
ner werden Hinweise zu Hilfs angeboten an -
derer Stellen und Kontaktdaten von Kliniken,
Ärztinnen und Ärzten so wie von Ge burtshil-
fepersonal gegeben.
Die Beratung erstreckt sich auf alle Fragen
zur Schwangerschaft und Geburt, aber auch
auf Probleme mit Behörden oder die Woh-
nungssuche. Das Beratungspersonal beglei-
tet und unterstützt die Frauen in vielfältiger
Weise. Dies reicht von der Begleitung zur
Arztpraxis und/oder zu Behörden über das
Beistehen bei der Geburt bis zur Hilfestel-
lung nach der Geburt des Kindes. So wer-
den Mutter und Kind während ihres Aufent-
haltes im Krankenhaus besucht und mit
dem Erforderlichen versorgt.
Einschätzung der Beratungssituation
Informationen über die Möglichkeit der „An -
onymen Geburt“ werden in der „norma len“
Schwangerenberatung nicht thematisiert.
Nur in äußerst seltenen Ausnahmefällen,
wenn sich herausstellt, dass die Klientin kei-
ne an dere Möglichkeit sieht, wird die „Ano-
nyme Geburt“ als „Notlösung“ angeboten.
Das Moses-Projekt stellt damit ein weiteres
Hilfsprogramm im Rahmen der Schwange-
renberatung dar. Da noch nicht alle Bera-
tungsstellen einen solchen Fall aufweisen
können, hat sich für einige in der Beratungs-
arbeit noch nicht viel geändert. Allerdings ist
das gesamte Personal ausreichend infor-
miert und darauf vorbereitet, das Thema
gegebenenfalls aufzugreifen und seinen
Klientinnen diese Mög lichkeit unterbreiten
zu können. In diesem Zusammenhang ist
auch auf die er höh te Ko operationsarbeit hin-
zuweisen, denn mit dem Klinik- und Ge -
burtshilfe-Per sonal ist eine persönliche Zu -
sam men arbeit erforderlich. In Einrichtungen,
die bereits zur „Anonymen Geburt“ beraten
haben, wird von einem erhöhten Aufwand
bei der Be treu ung dieser Frauen berichtet.
Zudem muss oft sofort gehandelt werden,
was ein hohes Maß an Engagement und 
Flexibilität bedeutet.
Unabhängig davon, ob Erfahrungen vor-
handen sind oder nicht, beantworten die
Beratungsstellen die Frage zu den Unter-
schieden zur Schwangerenkonfliktberatung
in der gleichen Weise: Die Beratung wird
als äußerst intensiv und belastend für das
Personal und die gesamte Beratungsstelle
beschrieben. Die Kontakte sind häufiger
und zeitintensiver und erfordern ein hohes
Maß an Sensibilität. Die Beratung zur „Ano-
nymen Geburt“ bringt das Personal in eine
berufliche Ausnahmesituation. Im Gegen-
satz zu der sonstigen Klientel muss die
Beratungsstelle auf Grund des meist sehr
akuten Handlungsbedarfes unter Umstän-
den andere Aufgaben zurückstellen. Hohe
Anforderungen an die Einrichtungen wer-
den auch durch das Notruftelefon gestellt,
zu mal dieses ständig besetzt sein muss.
Informationswege
Die Beratungsstellen veröffentlichen zum
großen Teil ihre Notrufnummern in den re -
gionalen Zeitungen sowie in der Notdienst-
seite des örtlichen Telefonbuches, in gynäko-
 logischen Praxen, in Krankenhäusern oder/
und beim Jugendamt. Daneben werden ver-
 schie dene andere Möglichkeiten genannt:
Flyer der Schwangerschafts-Beratungsstelle,
Homepage mit Verlinkungen, Aushänge bei
Frauenarztpraxen/Krankenhaus/Jugendamt,
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Ko ope ration mit den Krankenhäusern, Infor-
mationsveranstaltungen. Die unsichere recht-
liche Situation wird als Hemmnis für eine
umfassendere Öffentlichkeitsarbeit erachtet.
Relevanz des Angebotes
Bei der Einschätzung der Relevanz des An ge-
 botes sind sich die Befragten aus allen Be ra-
tungsstellen einig. Dabei werden zwei As pekte
thematisiert. Gemessen am Fall aufkom men
ist die „Anonyme Geburt“ im Hinblick auf
das Gesamtangebot der Schwangerenkon-
fliktbe ratung eine Randerscheinung. Inhalt-
lich jedoch stellt diese Möglichkeit allerdings
ein wichtiges Angebot für Schwangere in
Ausnahmesituationen dar. Dabei geht es
auch darum, zu nächst einen Zugang zu den
Frauen zu be kommen und ihnen dann auch
an dere Lö sungsmöglichkeiten aufzeigen zu
können. Vor allem Frauen, die ihre Schwan-
gerschaft geheim halten oder zu spät ent-
deckt haben, werden mit diesem Angebot
erreicht. Da runter fallen auch Frauen, die zu
ihrem eigenen Schutz anonym bleiben
möchten, da sie extremem Druck durch ihr
soziales Umfeld ausgesetzt sind, z. B. weil
sie einem kulturellen Umfeld entstammen,
das ledige Mutterschaft hart sanktioniert.
5.2.2 Die Perspektive der Betroffenen
Zur Ermittlung der Motive und Hintergründe
der Betroffenen wurde die Beratungskraft
ge beten, zu jeder Frau, die zum Thema der
„Anonymen Geburt“ beraten wurde, eine
Falldokumentation zu erstellen. Basis dieser
In formationen sind Notizen und Erinnerung
der Beraterin. Dabei wird davon ausgegan-
gen, dass diese seltenen und außergewöhn-
lichen Fälle gut erinnerbar sind. Für 30 Fälle
konnten in dieser Weise Informationen
gesammelt werden. Die gewonnenen Daten
sollten Antworten auf folgende Fragen geben:
• Welche Frauen (Alter, Bildungsniveau,
Religionszugehörigkeit, Familienstand,
Nationalität) nehmen das Angebot wahr?
• Welche Aussagen können über ihr soziales
Umfeld getroffen werden?
• Wie und wo haben sich die betroffenen
Frauen über das Angebot informiert?
• Welche Information haben sie über sonsti-
ge Hilfsangebote?
• Wie werden die Frauen vom Fachpersonal
des Moses-Projektes beraten?
• Aus welchen Gründen erwägen und ent-
schließen sich Frauen für die „Anonyme
Geburt“?
• Wie entwickelt sich die Entscheidung?
• Entscheiden sich Frauen während der
achtwöchigen Frist bis zur Adoptionsein-
leitung für die Annahme des Kindes?
• Hinterlassen Frauen, die das Angebot der
„Anonymen Geburt“ wahrnehmen, Infor-
mationen für ihr Kind?
Ehe versucht wird, auf diese Fragen näher
einzugehen, ist festzuhalten, dass Umfang
und Präzision der Auskunft über die betrof-
fenen Frauen seitens der Beratung mit der
Intensität und dem Umfang der Beratung
variieren. So sind in unterschiedlichem Um -
fang Details über die Beweggründe be -
kannt und auch die Charakterisierung der
Frauen fällt unterschiedlich deutlich aus. Die
Einschränkungen der Aussagekraft un serer
Informationen sind zu bedenken, wenn im
Folgenden versucht wird, eine Charakteris-
tik der Moses-Klientinnen zu erstellen.
Dabei werden auf Grund der ge ringen Fall-
zahlen zunächst alle Frauen, die sich um
eine „Anonyme Geburt“ bemüht haben, 
zu sammen beschrieben ungeachtet dessen,
wie sich die Mutter-Kind-Beziehung letztlich
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entwickelt hat, d.h. ob das Kind tatsächlich
anonym geboren oder angenommen wurde.
Zugang zur Beratung
Die Frauen wurden über das Angebot der
„Anonymen Geburt“ in den meisten Fällen
(17) über Medienberichte aufmerksam (Zei-
tung, Fernsehen, Internet, Radio). Auf das
Angebot wiesen aber auch andere erste
Anlaufstellen hin (in 6 Fällen), wie das
Krankenhaus, Gesundheitsamt, Gynäkolo-
gie, Jugendamt, SterniPark. Zwei Frauen
wussten um die Möglichkeit der „Anony-
men Geburt“ auf Grund der Erzählung oder
Er fahrung anderer Personen, drei weitere
Frauen wurden durch Flyer oder Prospekte
auf das Angebot aufmerksam. Keine der
Frauen wurde erst in der Beratung auf die
„Anonyme Geburt“ hingewiesen, sie
kamen bereits mit dem Wissen um das
Angebot bzw. die Kontaktaufnahme mit
den Beratungsstellen erfolgte auf Grund
dieses An gebots. Der telefonische Erstkon-
takt zur Beratungsstelle erfolgte bei 11 von
30 Frauen über das Beratungstelefon der
Einrichtung. 11 weitere Frauen erreichten
die Beratungsstelle über eine spezielle Not-
rufnummer und sechs Frauen ließen sich
über das Krankenhaus weiter vermitteln.
Umfang der Begleitung
Die Betreuung durch die Beratungsstellen
wurde nach Beratungsgesprächen, telefoni-
schen und persönlichen Kontakten differen-
ziert erfragt. Durchschnittlich kamen die Frau-
en zu 10 Beratungsgesprächen, die Hälfte der
Frauen ließ sich bis zu sechs Mal beraten.
Die Anzahl sowohl der telefonischen als
auch der persönlichen Kontakte belief sich
im Mittel auf acht bis neun Kontakte. Die
durchschnittliche Beratungsdauer pro Frau
belief sich auf circa elf Stunden, der maxi-
male zeitliche Aufwand betrug ganze 100
Stunden. In allen Fällen wurden die Frauen
über sonstige Hilfen informiert. Die Bera-
tungsstellen vereinbarten für jede zweite
Frau einen Arzt- oder Kliniktermin und be -
gleiteten sie dorthin. In drei Fällen war die
Beratungskraft auch bei der Geburt anwe-
send. Größer noch als der Beratungsum-
fang im Vorfeld der Entscheidung wird die
Nachbetreuung geschildert. Hier ist in Ein-
zelfällen jahrelange und intensive Unter-
stützung von Nöten, die auf Grund des gro-
ßen Vertrauensbedarfes auch nicht an ande-
re Einrichtungen delegiert werden kann.
Beschreibung der Frauen und ihrer Lebens-
situation 
Der Altersdurchschnitt der Beratenen liegt bei
26 Jahren. Die jüngste Mutter war 17 Jahre,
die älteste 45 Jahre alt. Die Hälfte der Frauen
ist jünger als 25 Jahre. Die Altersstruktur ist
demnach vergleichbar mit den schon in an -
deren Studien festgestellten Befunden. Es
interessieren sich somit entgegen der an -
fänglichen Annahme nicht nur sehr junge
Frauen für das Angebot, sondern Frauen
aller Altersklassen. Dennoch liegt das Alter
deutlich unter dem Erstgeburtsalter deutscher
Frauen. Somit sind jüngere Frauen überpro-
portional be troffen. Die deutsche Staatsan-
gehörigkeit besitzen zwei Drittel der Frauen,
die übrigen Frauen haben eine ausländische
Staats angehörigkeit. Der erhöhte Anteil von
Frauen mit Migrationshintergrund steht in
Zusammenhang mit der Problemdefinition.
Schulbildung/Beruf
Das Bildungsniveau gilt als ein wichtiger In -
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dikator für die soziale Lage der Betroffenen.
Die schulische und berufliche Ausbildung
stellen aber auch entscheidende Komponen-
 ten für die Selbstentfaltungsmöglichkeiten
und die Entwicklung der Persönlichkeit dar.
Die vorhandenen Informationen deuten da -
rauf hin, dass Frauen, die eine „Anonyme
Geburt“ in Erwägung ziehen, unterdurch-
schnittliche Bildungsqualifikationen aufwei-
sen. Dies zeigt die Gegenüberstellung der
Daten unserer Stichprobe mit den Bildungs-
abschlüssen aller Frauen in der Bundesre-
publik. Letztere wurden nach Altersgruppen
untergliedert ausgewiesen, um einen direk-
ten Vergleich zu ermöglichen. In diesem Zu -
sammenhang ist nochmals auf die Grenzen
der Interpretation hinzuweisen, welche durch
die sehr geringen Fallzahlen gegeben sind:
In der ohnehin kleinen Stichprobe von 30
Personen liegen – u. a. auf Grund der Erhe-
bungsmethode – zusätzlich für sieben Frau-
en keine Informationen über ihre Qualifika-
tionen vor. Aus diesem Grund ist es we der
möglich, innerhalb dieser Gruppen weiter
zu differenzieren, noch lassen sich verallge-
meinerbare Aussagen daraus ableiten.
Im Vergleich zum Bundesdurchschnitt ergibt
sich eine deutliche Abweichung der Verteilung
der Bildungsabschlüsse. Vor allem in den
oberen Bildungsbereichen sind die Frauen
unserer Stichprobe unterrepräsentiert. Bei
dieser Betrachtung sind unter den Befragten
im Datenreport jedoch auch ältere Frauen ent-
halten, die dem gebärfähigen Alter entwach-
sen sind und typischerweise andere Bil dungs-
biographien aufweisen, als die jüngeren
Da ten zeigen (vgl. Tab. 4). Be zieht man sich
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Alter von … (noch) kein Hauptschul- Realschul- Fachhoch- Ohne Angabe
bis … Jahren Schul- abschluss abschluss/Mitt- schul- oder zur Art des
abschluss lere Reife/POS Hochschul- Abschlusses
reife
15–19 65,6 13,2 17,4 3,1 0,8
20–29 4,6 23,7 33,4 37,1 1,2
30–39 2,9 28,2 37,0 30,9 0,9
Insgesamt 7,3 43,6 26,4 21,7 1,0
(alle Alters-
gruppen)
Vergleichsdaten 10,3 41,4 20,7 6,9 20,6
der Studie insg.
(n=30)




Quelle: Datenreport 2006, Moses-Projekt
Tabelle 4: Verteilung des Schulabschlusses in der Stichprobe und in der Bevölkerung
allerdings auf die Altersklassen im vergleich-
 baren Bereich (von 15 bis 39 Jahren), zeigt
sich, dass unter den Ratsuchenden Frauen
mit Hauptschulabschluss verstärkt vertreten
sind. Die Betroffenen sind in den Bereichen
der höheren Qualifizierungsabschlüsse
dahingegen deutlich unterrepräsentiert.
Da die berufliche Bildung von den Schulab-
schlüssen in relativ hohem Maße mitbe-
stimmt wird, zeigt sich hier ein ähnliches
Bild: Die Frauen unserer Stichprobe weisen
sehr selten hohe Abschüsse auf. Dabei ist
zum einen der hohe Anteil der jungen Frauen,
deren Ausbildung noch nicht abgeschlossen
ist, zu beachten und zum anderen der An teil,
über den keine Informationen vorliegen:
Mehr als ein Fünftel befindet sich noch in der
Ausbildung, ihre Bildungskarriere ist noch
nicht abgeschlossen. Be merkenswerterweise
ist in keinem Fall be kannt, dass ein Hoch-
schulabschluss vorhanden wäre. Zur Zeit der
Beratung ist die Hälfte der Frauen be rufs tä-
tig, d.h. im Um kehrschluss, dass rund jede
zweite Betroffene kein Erwerbseinkommen
besitzt. Für sie stellt demzufolge die finan-
zielle Absicherung ein großes Problem dar.
Aber auch bei den Erwerbstätigen wird die
finanzielle La ge zumeist als problematisch
geschildert und nur von zwei Frauen wird
berichtet, dass die materielle Versorgung gar
kein Problem darstelle. Je größer die finan-
ziellen Nöte sind, desto eher wird dies auch
als Argument für den Wunsch nach einer
„Anonymen Geburt“ genannt.
Diese Daten legen die Vermutung nahe,
dass unter den Frauen, die eine „Anonyme
Geburt“ in Erwägung ziehen, ein erhöhter
Anteil von jungen, (noch) nicht im Erwerbs-
leben integrierten Personen zu finden ist.
Diese sozioökonomische Situation trägt
nicht unmaßgeblich dazu bei, dass die
Frauen keinen Weg sehen, die Verantwor-
tung der Mutterschaft zu tragen. Allerdings
kommen zu diesem – von vielen Einrichtun-
gen als lösbar erachtetem Problem – weitere
hinzu: Ein gravierendes Problemfeld bilden
Herkunftsfamilien und Partnerschaft.
Familiäre Situation und Partnerschaft
Die meisten Betoffenen – 23 der 30 Frauen
(77 %) – sind ledig. 20 % der Frauen sind
zwar formal verheiratet, doch von diesen
sechs verheirateten Frauen leben vier dau-
erhaft getrennt. Die Beziehungssituation ist
damit ganz überwiegend durch das Fehlen
einer tragfähigen Partnerschaft geprägt.
Dies kann als starkes Motiv dafür erachtet
werden, dass die Mutterschaft abgelehnt
wird, denn in Westdeutschland ist die Ent-
scheidung zur Elternschaft sehr stark von
der Beziehungssituation abhängig – oder
auf den Punkt gebracht: Ohne Partner ist
die Realisierung des Kinderwunsches für
viele nicht vorstellbar. In unserer Stichpro-
be leben nur drei Frauen mit einem Partner
in einem Haushalt. Die weit überwiegende
Mehrheit dagegen – knapp 90 % – wohnt
nicht mit dem Vater des Kindes zusammen.
Fast die Hälfte der Frauen lebt daher alleine
(47 %) oder zusammen mit ihren Eltern 
(23 %). Bei den Betroffenen handelt es sich
somit vor allem um alleinstehende Frauen. 
Das Kind stammt nicht selten – das ist ty -
pisch für nichteheliche Kinder – aus einer
Beziehung, die vor oder mit Bekanntwerden
der Schwangerschaft beendet wurde. In
einem Drittel der Fälle ist der Kindsvater der
Expartner oder Exmann. Fast ebenso oft war
die Beziehung nicht sehr tief, denn der Vater
wird als „ein Bekannter“ (7 Fälle) beschrie-
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ben. Ebenso viele bezeichnen den Vater des
Kindes als ihren aktuellen Partner (7 Fälle),
mit dem sie jedoch meist keinen gemeinsa-
men Haushalt teilen. Viele dieser Frauen le ben
bzw. lebten in schwierigen Partner schaf ten;
Drogenprobleme des Partners, Kontakte zum
kriminellen Milieu spielen ebenso eine Rol-
le wie, dass der Kindsvater die Vaterschaft
abstreitet oder keine eigenen Kinder will.
Auf Grund der schwierigen Beziehungssi-
tuation ist in der Hälfte der Fälle der Vater
des Kindes nicht über die Schwangerschaft
informiert. Ebenso oft hat die Frau zum
Zeitpunkt der Beratung keinen Kontakt
mehr zum Vater des Kindes. Somit stehen
die Frauen mit ihrem „Problem“ alleine da
und fühlen sich auf Grund weiterer Ängste
und Sorgen mit der Situation überfordert.
Die Schwangerschaft wird in den meisten
Fällen aus Angst vor den Reaktionen vor
dem sozialen Umfeld geheim gehalten.
Kinderwunsch
Die Mehrzahl der Frauen wünscht sich
grundsätzlich ein Kind, kann sich aber auf
Grund der äußeren Umstände zu diesem
Zeitpunkt nicht vorstellen, die Mutterrolle
zu übernehmen. Die Hälfte der Frauen hat
bereits eigene Kinder, die mir ihr im selben
Haushalt leben. Die Kinder von drei Frauen
wachsen in einem anderen Haushalt auf.
Für einige der Mütter stellt ein weiteres
Kind nicht nur eine finanzielle, sondern
auch eine psychische Überforderung dar. 
Hintergrund der Entscheidung
Die Motive, welche die Frauen zum Moses-
Projekt führen, sind sehr unterschiedlich.
Doch befinden sich die Ratsuchenden alle-
samt mit ihrer Schwangerschaft in einer Pro-
 blemkonstellation, aus der sie keinen Aus-
weg sehen. Betrachtet man zunächst alle 30
beratenen Frauen, ergibt sich folgende Rang-
 liste an Problemanzeigen, die eine Beratung
zur „Anonymen Geburt“ zur Folge haben:
Am häufigsten genannt wird die Überzeu-
gung, dass die Schwangerschaft unentdeckt
bleiben muss. Die Frauen haben Angst vor
den Konsequenzen, falls die Schwanger-
schaft bekannt wird. An zweiter Stelle wer-
den psychische Gründe angeführt und häu-
fig wird argumentiert, dass es zu spät für
eine Abtreibung gewesen sei, d.h. bei einer
früheren Erkenntnis der Schwangerschaft
hätte die Frau einen Abbruch erwogen, der
aber jetzt nicht mehr zur Debatte steht.
Auch finanzielle Gründe spielen bei den
Erwägungen der Frauen eine Rolle. Von
großer Bedeutung ist auch, dass in vielen
Fällen der Partner die Frau nicht unterstützt,
da er kein Kind will, das Kind ablehnt oder
nichts von der Schwangerschaft weiß.
Unterstützungspotentiale
Frauen, die sich für eine „Anonyme Ge burt“
interessieren, verdrängen oft lange Zeit ihre
Schwangerschaft. Ohne sich je mandem an -
zuvertrauen, erhöht sich der Druck im Laufe
der Zeit. Die Möglichkeit, ihre problematische
Situation mit jemand zu besprechen, hilft den
Betroffenen, die psychische Belastung zu
mindern, und kann mögliche alternative Op -
tionen zur „Anonymen Geburt“ aufzeigen.
Nachdem sich die Frauen an die Beratungs-
stellen gewandt haben, versuchen die Bera-
tungskräfte aber auch, weitere Unterstüt-
zungspotentiale anzubieten bzw. aufzubauen.
In Folge der Unterstützung durch die Bera-
tungsstelle haben 18 der 30 Frauen Hilfe
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durch ihr soziales Netzwerk erfahren. Dabei
wurden vor allem in ihrer Familie, aber
auch im Freundes- und Bekanntenkreis
Ansprechpartner gefunden.
Entscheidungsverlauf und -ergebnis
Zwei Drittel – 20 von 30 – der beratenen
Frauen haben sich letztlich für eine „Anony-
me Geburt“ entschieden. 10 Frauen konn-
ten sich früher oder später zu ihrer Mutter-
schaft bekennen. Wenn nachfolgend die
Motive und Hintergründe der betroffenen
Frauen beschrieben werden, wird nach die-
sen beiden Gruppen – also der Entschei-
dung für oder gegen eine „Anonyme
Geburt“ – differenziert, um die je unter-
schiedlichen Entscheidungswege zu
beleuchten.
Motive für eine „Anonyme Geburt“
Trotz der vielfältigen Rahmenbedingungen
der Frauen lassen sich Unterschiede zwi-
schen den Frauen, die sich zu einer „Anony-
men Geburt“ entschlossen haben, und sol-
chen, für die eine andere Lösung gefunden
werden konn te, erkennen. So erscheint die
Dramatik der Le benssituation bei Frauen,
die sich zu einer „Anonymen Geburt“ ent-
schließen, noch größer als bei den übrigen.
Die Graphik (vgl. Tabelle 5) zeigt die berich-
teten Gründe für den Schwangerschaftskon-
flikt für beide Frauengruppen.
Bei dieser vergleichenden Betrachtung der
Ergebnisse lassen sich einige Besonderhei-
ten feststellen: Ausschlaggebend für beide
Grup pen ist, dass die Schwangerschaft un -
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Quelle: Moses-Falldokumentation, N = 30, Mehrfachnennungen möglich
Tabelle 5: Gründe für den Schwangerschaftskonflikt
schiedlich hohem Anteil: Während 80 % der
Frauen, die sich zu einer „Anonymen Ge -
burt“ entschlossen, davon ausgingen, dass
eine Entdeckung gravierende Probleme
nach sich ziehen würde, ist der Anteil bei
der Vergleichsgruppe ge ring und liegt bei
60 %. Die „Anonyme Geburt“ wird auch
häufiger von Frauen ge wählt, die den Zeit-
punkt für eine Ab treibung versäumt haben.
Während nur 30 % der Frauen, die nicht
anonym gebären, dies berichten, waren es
unter den Frauen mit „Anonymer Ge burt“
doppelt so viele. Damit haben Frauen, die
sich zu einer „Anonymen Geburt“ entschlie-
ßen, die Schwangerschaft häufiger ver-
drängt oder die Entscheidung für bzw.
gegen ihr Kind sehr lange hinaus gezögert.
Etwas an ders verhält es sich, wenn wir die
Belastung durch psychische Probleme
betrachten: Darüber hat die Hälfte der Frau-
en berichtet, die sich letztlich zur „Anony-
men Geburt“ entscheiden, aber 80 % der
Vergleichsgruppe.
Die Lebenssituation der meisten beratenen
Frauen ist durch eine prekäre finanzielle
Lage gekennzeichnet, die für die Frauen ein
großes Problem darstellt. Für knapp 40 %
der Frauen, die sich zu einer „Anonymen
Geburt“ entschließen, ist dieser Umstand
ein weiterer Grund für ihre Entscheidung.
Bei Frauen, die eine alternative Lösung fin-
den, ist diese Frage sogar noch brennender:
In 60 % der Fälle wurden finanzielle Gründe
als Motivation zur Erwägung einer „Anony-
men Geburt“ genannt. In beiden Gruppen
ist die Ablehnung des Kindes durch den
Partner in je 40 % der Fälle ein Grund, eine
„Anonyme Geburt“ in Erwägung zu ziehen.
Keine der Frauen, die sich zu einer „Anony-
men Geburt“ entschlossen haben, erfuhr
Hilfe durch ihren Partner oder sie bezog die-
sen nicht in die Entscheidung ein. Drei
Frauen, die sich für eine Alternative zur
„Anonymen Geburt“ entschlossen, haben
Hilfe durch ihren Partner erfahren.
Die Lage von Frauen, die sich für eine
„Anonyme Geburt“ entscheiden, ist im 
Vergleich zu der Situation von Frauen, für
die eine Al ternativlösung in Frage kommt,
durch ein Zu sammentreffen mehrerer Pro-
bleme ge kennzeichnet. Viele der Frauen
leben in schwie rigen Partnerschaften.
Bemerkenswert sind auch die vergleichs-
weise hohen Anteile, zu welchen von Dro-
genproblemen des Partners oder dessen
Kontakten ins kriminelle Milieu (viermal
genannt) berichtet wird. Einige Frauen
kämpfen zudem mit eigenen psych i schen
Problemen, sei es durch Depres sionen oder
durch Drogenprobleme. Dennoch sind die
Betroffenen nicht typischerweise als sozial
benachteiligt anzusehen, sondern stammen
aus allen sozialen Schichten.
Belastend ist für die Frauen oft auch die
familiäre Situation auf Grund von Erkran-
kung der Eltern (Alkohol, psychische Krank-
heiten). Eine Rolle spielt dabei auch der tat-
sächlich ausgeübte soziale Druck oder die
Furcht vor möglichen Reaktionen bei Be -
kanntwerden der Schwangerschaft. Dieses
steht nicht selten vor einem spezifischen
religiösen und/oder kulturellen Hintergrund;
die Familien sind muslimisch oder „sehr“
katholisch. In jedem Fall kennzeichnet ihre
Situation mangelnde soziale Unterstützung
und vor diesem Hintergrund sehen die
Frauen keine Zukunft für sich und das Kind.
Dadurch sind sie für andere Lösungsmög-
lichkeiten nur schwer zugänglich. Die
Anspannung und die Belastung wachsen in
allen Fällen, je näher die Geburt rückt. Die
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Frauen, die sich für die „Anonyme Geburt“
entscheiden, suchen somit einen Weg, dem
Kind das Leben zu geben, können oder wol-
len aber nicht selbst mit diesem leben. Teils
steht dies vor dem Hintergrund, dass es für
eine Abtreibung zu spät ist.
Ein Kinderwunsch oder die Tatsache, dass
die Frau bereits Kinder hat, ist nicht aus-
schlaggebend für die letztliche Entschei-
dung für eine „Anonyme Geburt“. Hier geht
es offenbar nicht um die grundsätzliche Ein-
stellung zur Mutterschaft, sondern um die
ganz konkrete Situation, in der die Schwan-
gerschaft eingetreten ist.
Entscheidungswege
Wie bereits erwähnt, haben 20 der 30 Frau-
en anonym entbunden. Nach der Entbin-
dung nahmen jedoch drei Frauen innerhalb
des Zeitrahmens von acht Wo chen ihr Kind
zu sich. 15 Kinder wurden zur Adoption frei-
gegeben. Für zwei Kinder fand sich eine 
an dere Unterbringung. Vier der Mütter, die
ihr Kind anonym abgegeben haben, hinter-
ließen für ihr Kind einen Brief bzw. planen
dies.
Die übrigen 10 Frauen haben nach den Be -









Frauen, die sich für eine Alternative zur 
„Anonymen Geburt“ entschieden haben (n=10)
Frauen, die sich für eine „Anonyme Geburt“
entschieden haben (n=20)










































Quelle: Moses-Falldokumentation, N = 30, Mehrfachnennungen möglich
Tabelle 6: Unterstützungspotentiale
Sonstige Nennungen:
• angebotene Hilfe durch Beratungsstelle (10)
• Aupairfamilie
• Beratungsstelle bei Behörden, Pflegefamilie,
Jugendamt …
• Geschwister
• Kindsvater hat Kind angenommen
• Unterbringung in Wohnung über 4 Monate; 
Einbeziehung Mutter der Schwangeren
•  Kontakt zu anderen Betroffenen
gangbaren Weg gefunden. In sechs Fällen
haben die Beratungsstellen Kenntnis, was
nach der Geburt mit dem Kind geschah.
Drei Mütter nahmen ihre Kinder zu sich,
ebenso viele Frauen entschlossen sich, ein
reguläres Adoptionsverfahren einzuleiten.
Die Beratungsstellen konnten insgesamt
mit einem Drittel der Schwangeren einen
alternativen Weg zur „Anonymen Geburt“
beschreiten. Zusammen mit den weiteren
vier Frauen, die nach der Geburt die Anony-
mität aufgaben, sind insgesamt 14 der 30
Frauen, also knapp die Hälfte, letztlich von
ihrem ursprünglichen Vorhaben, welches
sie zum Moses-Projekt führte, abgerückt.
Die Ergebnisse dieser Vorstudie sind – wie
erwartet – vor allem dadurch gekennzeich-
net, dass Fragen offen bleiben. Nichtsdesto-
trotz lassen sich erste Einschätzungen der
Situation – zumindest in einigen Aspekten –
vornehmen. Daher werden im Folgenden
zunächst die Ergebnisse zu sammengefasst,
ehe auf die aktuelle Diskussion und schließ-
lich Anforderungen an künftige Studien ein-
gegangen wird.
6.1 Zusammenfassung
Die Bedeutung des Projektes wird von den
Befragten von Donum Vitae durchwegs als
hoch eingeschätzt. Zwar ist das Fallaufkom-
men – glücklicherweise – nicht hoch, doch
unterstützt das Projekt Schwangere in sehr
prekären Le benslagen. Die Analyse der ge -
wonnenen Daten lässt keine klar definierte
Zielgruppe erkennen, da die einzelnen Merk-
male deutlich variieren. Doch kann eine Pro-
blemanzeige erstellt werden, die sich an
vielen Punkten mit den oben geschilderten
Befunden anderer Studien zur psychosozia-
len Situation von Schwangeren deckt, die
keinen Weg zum Leben der Mutterschaft
identifizieren können. Die Unterstützung
durch die Beratung ist von hoher Bedeu-
tung, da sich zeigt, dass nahezu keine der
Frauen einen Partner an ihrer Seite hat, der
mit ihr gemeinsam die Verantwortung für
das Kind übernehmen würde. Vielmehr wis-
sen die werdenden Väter entweder nichts
von der Schwangerschaft – was auf die
Qualität der Beziehungen zurückschließen
lässt – oder sie lehnen das Kind ab. Auch
aus dem sozialen Umfeld – wo in anderen
Fällen vor allem auf die Herkunftsfamilie




Unterstützung zu erwarten. Im Gegenteil
fürchtet ein Teil der Frauen harte Sanktio-
nen, falls die Tatsache bekannt würde, dass
sie ein Kind be kommen. Dies ist ein Grund
für den Wunsch, anonym zu bleiben: Es soll
niemand von der Mutterschaft erfahren,
weil gravierende Nachteile damit verbun-
den werden. Aber auch für Beratene, die
keine massiven Re aktionen aus ihren Fami-
lien erwarten, weil sie ein Tabu gebrochen
haben und nichtehelich Mutter werden,
sind die Hürden hoch, sich für das Kind zu
entscheiden: Ein Teil der Frauen ist jung, hat
noch keine Ausbildung und sieht für ein
Leben mit Kind keinerlei Perspektive. Fast
alle leben in schwie rigen materiellen Ver-
hältnissen, nur die Hälfte ist berufstätig. Vor
einem solchen Hintergrund fühlen sie sich
mit der Verantwortung für ein Kind überfor-
dert. Bei einigen kommen gesundheitliche
Probleme (oft im Suchtbereich) noch hinzu.
Von den Hindernissen, welche die Frauen
bezüglich ihrer Mutterschaft sehen, gehen
unterschiedlich hohe Hürden im Hinblick
auf alternative Lösungsmöglichkeiten aus.
Während materiell dominierte Probleman-
zeigen eher aus dem Weg geräumt werden
können, sind die Ängste vor harten sozialen
Sanktionen kaum zu beschwichtigen. Ange-
sichts der teils hochproblematischen Ver-
hältnisse scheint es nachvollziehbar, dass
die werdenden Mütter sich nicht in der La -
ge sehen, das Kind selbst aufzuziehen, und
diese Einschätzung kann in manchen Fällen
durchaus im Sinne des Kindeswohls sein.
Ein Problem stellen dabei allerdings die
perzipierten sozialen Vorbehalte gegenüber
der Kindesabgabe dar: Die Frauen haben
Angst vor der Stigmatisierung, der sie sich
als Mütter, die ihr Kind hergeben, aussetzen
würden. Eine Garantie, dass sie nicht ir -
gendwann mit diesem „Makel“ konfrontiert
werden, bildet nur die Anonymität.
Wovon die Moses-Fälle allesamt zeugen,
sind tragische Lebenssituationen, welche
von den Frauen, die sich für eine „Anony-
me Geburt“ entscheiden, subjektiv als nicht
zu bewältigend empfunden wurden. Diese
Ergebnisse entsprechen den Daten der
deutschen und österreichischen Studien.
6.2 Unbeantwortete Fragen
Die Untersuchung des Moses-Projektes wie
auch die Sichtung der vorliegenden Studien
zeigen zum Teil klare Ergebnisse, lassen
aber verschiedene Frage unbeantwortet.
Sehr deutlich wird, dass schwangeren Frauen
in (psychosozialen und sozioökonomischen)
Notsituationen durch das Angebot des
Moses-Projektes durchaus geholfen werden
kann und dass durch die Unterstützung den
Frauen auch andere Lösungen als eine
„Anonyme Geburt“ nahegebracht werden
können. Das Beratungsangebot, welches
den zentralen Bestandteil des Konzeptes
bildet, ist für Frauen, die nicht zu ihrer
Schwangerschaft und dem Kind stehen
können, von außerordentlicher Bedeutung,
da vor allem die fehlende Unterstützung in
der Partnerschaft und/oder dem sozialen
Umfeld für die Notsituation mitverantwort-
lich ist. Insoweit be greift das Moses-Projekt
die „Anonyme Geburt“ als eine Notlösung,
wenn andere Alternativen nicht in Frage
kommen. Zugleich bemüht sich die Bera-
tungskraft, einen späteren Kontakt zwischen
Mutter und Kind zu ermöglichen. Aber in
Einzelfällen scheint den Frauen nur der Weg
in die Anonymität gehbar. Das Projekt
unterstützt und begleitet auch diesen Weg –
zur Vermeidung von heimlichen Geburten
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und deren potentiellen gesundheitlichen
und psych ischen Konsequenzen. Dass diese
Lösung gesellschaftlich und rechtlich aner-
kannt wird, ist ein Anliegen, das einerseits
als wichtige Rahmenbedingung für die
Unterstützung von Schwangeren in Notsi-
tuationen erachtet wird. Andererseits treten
dabei weitere Probleme auf, die nicht leicht
zu lösen sind. Daher wird hier auf die aktu-
elle Diskussion nochmals resümierend ein-
gegangen.
Über einen eventuellen Missbrauch der
„Anonymen Geburt“ selbst werden Befürch-
tungen in verschiedener Hinsicht laut: Zum
einen wird befürchtet, dass durch das An -
gebot der Bedarf erst geweckt werde. So
sei es denkbar, dass Frauen, die sich nicht
in einer Notsituation befinden, anonym
gebären, anstelle den Weg der normalen
Adoptionsfreigabe zu wählen, um Kosten
zu sparen und/oder die Auseinandersetzung
mit der Kindsweggabe abzukürzen. Zu die-
sen Vermutungen eine Beurteilung abzuge-
ben, ist anhand der vorliegenden Daten
nicht möglich. Die Ergebnisse zeigen aller-
dings, dass die Angebote bislang vor allem
von Frauen in schwierigen Notlagen
genutzt werden. Eine Kategorisierung und
Bewertung von Schwierigkeitsgraden, die
eine Inanspruchnahme der „Anonymen
Geburt“ rechtfertigen, ist von außen jedoch
– analog zur Situation bei einem Schwan-
gerschaftsabbruch – letztlich nicht leistbar,
weshalb hier keine weitere „Missbrauchs-
diskussion“ geführt wird.
Auch die immer wieder diskutierte Frage,
ob die „Anonyme Geburt“ auch Leben ret-
te, lässt sich keineswegs abschließend
beantworten. Einesteils scheinen die Frau-
en, die eine „Anonyme Geburt“ wünschen,
sich in ähnlich problematischen Situationen
zu be finden wie Mütter, die ihre Kinder
töten: Verdrängung der Schwangerschaft,
fehlende Partnerschaft, materielle und bil-
dungsmäßige Unterversorgung, fehlende
soziale Unter stützung, die Ausweglosigkeit
der Si tuation und die Furcht vor den Konse-
quenzen des Entdecktwerdens charakterisie-
ren beide Grup pen (vgl. Kopp/Schink 2001).
Insofern kann angenommen werden, dass
die Unterstützung der Frauen, die Ermögli-
chung einer medizinisch betreuten Geburt
und die Eröffnung von Perspektiven für das
Kind durchaus vorbeugend wirken. Hiermit
könnten ex treme Not- und Überforderungs-
situationen (wie z. B. nach einer heimlichen
Geburt) und die damit einhergehenden
Risiken insbesondere für Neugeborene ver-
mieden wer den. Dass mit diesem Angebot
nicht alle Ri sikogruppen erreicht werden, liegt
jedoch auf der Hand. Zum einen setzt die
Inanspruch nahme einer Be ratung, wie sie
Moses an bietet, eine gewisse Reflexion der
Situation und ein Mindestmaß an Hand-
lungsbereitschaft voraus. 
Dies kann nicht von allen Schwangeren in
hochproblematischen Situationen erwartet
werden, zumal wenn die Schwangerschaft
verdrängt wird. Zum anderen kann mit
Moses nicht verhindert werden, dass bei
jungen Müttern bzw. Familien Extremsitua-
tionen auftreten, in denen Kinder vernach-
lässigt, misshandelt oder getötet werden.
Schließlich stehen nicht alle derartigen Fälle
vor dem Hintergrund einer Konfliktschwan-
gerschaft. Für diese Fälle sind demnach
weitere Einrichtungen erforderlich und zu -
ständig.
Ein wichtiger und von vielen Kritikern ins
Feld geführter Problembereich der „Anony-
men Geburt“ ist die psychische Belastung
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von Mutter und Kind. Die Mutter steht der
irreversiblen Entscheidung über den Ver-
bleib ihres Kindes in einer hoch belasteten
und stressbesetzten Situation gegenüber.
Gesetzlich geregelt ist, dass eine Mutter –
zu ihrem eigenen Schutz – frühestens acht
Wochen nach der Geburt in die reguläre
Adoptionsfreigabe einwilligen darf, damit
Zeit bleibt, das Für oder Wider der Kindes-
rücknahme abzuwägen. Dieser Zeitrahmen
werde oftmals aber als Entscheidungsfrist
definiert (Kuhn 2005) und führe zu einer
Überforderung der Mütter, die zu einer 
„falschen“ Lösung führen könne, welche
wiederum schwerwiegende psychologische
Probleme der leiblichen Mutter nach sich
ziehen kann. Hier eröffnet sich ein Dilem-
ma: Einesteils wird davon ausgegangen,
dass eine kurze Zeitspanne dem Wohl des
Kindes diene, da Beeinträchtigungen ver-
mieden werden, die aus einem mehrfachen
Wechsel der Bezugspersonen resultieren
können (Taufkirch 2003, S. 129). Problema-
tisch gesehen wird die Fristlegung vor
allem für diejenigen Mütter, die sich in
einer psychischen Ausnahmesituation zur
Anonymität entscheiden. Für diese Gruppe
könnte sich die Acht-Wochen-Frist als zu
kurz erweisen (Rohde 2002). Im Moses-Pro-
jekt bleibt das Kind während der acht Wo -
chen „Bedenkzeit“ in Bereitschaftspflege,
danach wird das reguläre Adoptionsverfah-
ren eröffnet. Es gibt jedoch Fälle, in denen
die Mutter wünscht, dass das Kind gleich in
eine Adoptionsfamilie gegeben wird, um
Wechsel in der Betreuung zu vermeiden.
Erfahrungsgemäß wird diesem Wunsch sei-
tens der Adoptionsvermittlung auch stattge-
geben. In allen Fällen trägt die Beratung
dafür Sorge, dass es den Müttern ge lingen
kann, ihr Kind wiederzufinden, und bittet
die Adoptionsvermittlungsstellen darum,
Familien auszuwählen, die bereit sind, Kon-
takt mit der leiblichen Mutter aufzunehmen,
sofern diese das wünscht.
Gravierender als der Bezugspersonenwech-
sel zu Beginn des Lebens wird für das Kind
das „Fehlen“ der leiblichen Eltern sowie die
Unmöglichkeit der späteren Kontaktaufnah-
me erachtet, weil die Kenntnis der eigenen
Abstammung als Basis der Identitätsbil-
dung anzusehen ist. Viele Adoptierte leiden
– nicht zuletzt auf Grund der Tatsache, dass
sie „weggegeben worden sind“ – unter
Scham- und Verlegenheitsgefühlen sowie
unter Selbstzweifeln und verminderter
Selbstachtung. Adoptionsexperten sprechen
sich daher für offene Formen der Adoption
aus, bei denen der Kontakt zwischen leibli-
cher Mutter und Kind aufrechterhalten wird
(Taufkirch 2003, S. 128). Mit diesen Argu-
menten wird allerdings wieder die Güterab-
wägung angesprochen, in der die Notlage
der Mutter (mit evtl. Konsequenzen) in Be -
zug zu den Beeinträchtigungen des Lebens-
gefühles und den Rechten des Kindes ge -
setzt wird. Eine generelle Entscheidung die-
ser Frage erscheint allerdings nicht möglich.
Die oftmals kritisierte Koppelung von Finan-
zierung und Adoptionsvermittlung wird im
Moses-Projekt grundsätzlich vermieden.
Dieses Prinzip wird von den Beraterinnen
auch einmütig unterstützt und empfohlen.
Auch sollte das Kind nach der Geburt nicht
in die Hände von Adoptiveltern, sondern in
die Obhut potentieller Pflegeeltern gegeben
werden. Dies wird im Modellprojekt durch
die Einbindung der offiziellen Stellen ge -
währleistet (s.o.).
Als Problemfeld wird auch die Frage nach
der Freiwilligkeit der Abgabe diskutiert: Wie
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kann sichergestellt werden, dass die Mutter
nicht von Ehepartner, Familie oder anderen
Personen gezwungen wird? Im Falle einer
erzwungenen „Anonymen Geburt“ könnten
Straftaten wie Inzest, Zwangsprostitution
und Vergewaltigung vertuscht werden (terre
des hommes 2004). Die eigentlichen Nutz-
nießer wären dann nicht die Opfer (Frauen),
sondern die Täter selbst (vgl. Wiemann;
Taufkirch 2003, S. 138). Für dieses Problem-
feld lassen sich auf Grund unserer Untersu-
chung keine Aussagen treffen. Es wäre da -
her zu prüfen, inwieweit ein qualitativ hoch-
wertiges Beratungsangebot dieses Risiko
abfedern kann.
Ein zentrales Problem im Kontext unseres
Themas ist die soziale Diskriminierung von
Kindsabgabe und Adoptionsfreigabe. Sie
bringt ungewollt Schwangere entweder in
die Situation, zwischen Abtreibung und Dis-
kriminierung oder zwischen heimlicher Ge -
burt und Schande zu wählen. Könnten wer-
dende Eltern, die sich nicht in der Lage
sehen, für ihr Kind zu sorgen, ihre Entschei-
dung, das Kind einer anderen Familie an-
zuvertrauen, als verantwortliche und situa-
tiv beste Lösung betrachten und vertreten,
wä ren viele der hier diskutierten Probleme
hin fällig. Allerdings – und das zeigt das 
Beispiel Frankreichs – ist eine Legalisierung
der „Anonymen Geburt“ allein nicht aus-
reichend, um dies zu erreichen. Ohne
gezielte Gegensteue rung bleibt die Tabui-
sierung erhalten – mit der Konsequenz,
dass Kinder ohne Bezug zu ihren leiblichen
Eltern aufwachsen und darunter leiden.
Zum Ausgleich der Interessen von Eltern
und Kindern ist es daher nötig, Diskriminie-
rungen abzubauen und die jeweiligen
Anliegen zu thematisieren und verständlich
zu machen. 
6.3 Skizze einer Untersuchung zur „Anony-
men Geburt“
Die bislang vorliegenden Daten sind zwar auf-
schlussreich, aber keineswegs fundiert ge -
nug, um eine valide Beurteilung der Situati-
on abgeben zu können. Zum einen sind die
Fallzahlen im eigenen Projekt zu gering und
zudem regional begrenzt. Auch musste in
dieser Vorstudie ausschließlich auf Auskünfte
aus zweiter Hand zurückgegriffen werden.
Zum anderen sind auch die vorliegenden
Untersuchungen mit Mängeln vor allem hin-
sichtlich ihrer Repräsentativität behaftet und
besprechen zudem teilweise unterschiedliche
Konzepte im selben Kontext – wie z. B. Baby-
 klappe und „Anonyme Geburt“, obgleich die
Ansätze teils stark auseinandergehen. De -
tailliertere Einblicke in die Lebenssituation
und vor allem das soziale Umfeld der Be trof-
fenen wären daher dringend nötig, um sich
den aufgeworfenen Fragen besser an nähern
zu können. Eine fundierte Erhebung zur Pro-
blemstellung sollte daher bundesweit Falldo-
kumentationen und zwar an allen in Betracht
kommenden Einrichtungen (Beratungsstellen,
Kliniken etc.) durchführen und dabei sowohl
„Anonyme Geburten“ als auch vertrauliche
Geburten vergleichend berücksichtigen.
Dabei sollte unbedingt versucht werden, eine
Betroffenenbefragung durchzuführen. Dies
könnte durch eine Vermittlung der Einrich-
tungen bewerkstelligt werden. Hierzu könn-
te zum einen ein anonymer Fragebogen mit
Freiumschlag weitergeleitet werden – mit der
ausdrücklichen Bitte um Unterstützung. Zum
anderen könnten be fragungswillige Betrof-
fene für ausführliche Gespräche im Rahmen
einer qualitativen Studie vermittelt werden. 
In diesen Erhebungen sollten die Soziode-
 mographie sowie die sozialen Hintergründe
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der Frauen, ihre Motive und die Bedeutung
der Beratung detailliert abgebildet werden.
So könnte es gelingen, Profile der Betroffe-
nen und ihrer Lebensumstände zu erstellen.
Zudem sollte eine umfassende Befragung
in Einrichtungen mit entsprechenden Ange-
boten erfolgen. Dabei sollten in standardi-
sierter Form (zusammen mit Falldokumen-
tation) zentrale Fragen wie z. B. Fallaufkom-
men, generelles Prozedere und Vermittlungs-
 praxis in Bezug auf die Kinder abgebildet
werden. Wichtig ist es dabei, die unterschied-
 lichen Positionen aller am Prozess potentiell
Beteiligten zu erfassen und miteinander in
Beziehung zu setzen. Durch qualitative Ex -
perteninterviews mit Stellenleitung, Bera-
tungfachkräften der Schwangerenbera-
tungs stellen, ärztlichem Personal, Vertretern
von Justiz und Staatsanwaltschaft sowie
Be schäftigten von Adoptionsvermittlungs-
stellen etc. könnten die vorhandenen Er -
 kenntnislücken weiter ge schlossen werden.
Auch wenn die Frage nach der lebensret-
tenden Wirkung der Angebote schlussend-
lich nicht beantwortet werden kann, sollten
Recherchen und Auswertungen (z. B. Akten-
analysen) zu Fällen, in denen Frauen ihr
Kind heimlich zur Welt gebracht haben
und/oder ausgesetzt oder Kinder unter
einem Jahr getötet haben, zur Gewinnung
von Profilen der betroffenen Frauen und
ihrer Lebensumstände durchgeführt wer-
den, um den Blick auf die Problematik zu
weiten. 
Eine Möglichkeit, sich der Frage anzunähern,
bestünde darin, eine Neuauflage der Studie
von Bauermeister durchzuführen und die Er -
gebnisse mit soziodemographischen Da ten
anonym gebärender Frauen zu vergleichen.
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Dem Bayerischen Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie und Frauen wurde durch die Beruf & Familie gemeinnützige 
GmbH die erfolgreiche Durchführung des audit berufundfamilie 
bescheinigt: www.beruf-und-familie.de
Hinweis: Diese Druckschrift wird im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit der Bayerischen Staatsregierung heraus-
gegeben. Sie darf weder von Parteien noch von Wahlwerbern oder Wahlhelfern im Zeitraum von fünf Monaten
vor einer Wahl zum Zwecke der Wahlwerbung verwendet werden. Dies gilt für Landtags-, Bundestags-,
Kommunal- und Europawahlen. Missbräuchlich ist während dieser Zeit insbesondere die Verteilung auf Wahl-
veranstaltungen, an Informationsständen der Parteien, sowie das Einlegen, Aufdrucken und Aufkleben parteipo-
litischer Informationen oder Werbemittel. Untersagt ist gleichfalls die Weitergabe an Dritte zum Zwecke der
Wahlwerbung. Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl darf die Druckschrift nicht in einer
Weise verwendet werden, die als Parteinahme der Staatsregierung zugunsten einzelner politischer Gruppen
verstanden werden könnte. Den Parteien ist es gestattet, die Druckschrift zur Unterrichtung ihrer eigenen
Mitglieder zu verwenden.
